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Einen Spielraum hat die Unternehmensleitung dann ausschließ-

lich hinsichtlich der Art und Weise der Ermittlungen und der 

Sanktionierung7. Eine vollständige Sachverhaltsaufklärung 

und das Abstellen festgestellter Verstöße sind bei konkreten 

Verdachtsmomenten notwendig, um der Legalitätspflicht zu 

entsprechen8. Außerdem bedarf es bei verdächtigen Fällen 

der kritischen Überprüfung der Effizienz des gegenwärtigen 

Compliance-Systems9.

II. Das Datenschutzrecht 
als Grenze für 

Compliance-Maßnahmen
Die Compliance-Pflichten der Unternehmensleitung stehen 

dabei regelmäßig in einem Spannungsfeld zu den Vorgaben 

des Datenschutzrechts. Einerseits ist es im Sinne einer effektiven 

Compliance unerlässlich, die eigenen Mitarbeiter zu überwa-

chen und konkrete Verdachtsfälle möglichst umfassend auf-

zuklären, andererseits haben die Beschäftigten ein legitimes 

Interesse, ihre Privatsphäre vor Eingriffen durch den Arbeit-

geber zu schützen. Der Ausgleich zwischen Überwachungs- 

und Kontrollpflichten und den Interessen der Beschäftigten 

erfolgt meist über das Datenschutzrecht, denn bei zahlreichen 

klassischen Ermittlungsmaßnahmen (Datenscreening, E-Mail-

Überwachung, Video-Überwachung, etc.). ist der Anwendungs-

bereich der jeweiligen nationalen Datenschutzgesetze eröffnet.

1. Das Prinzip des Verbots mit Erlaubnisvorbehalt
Im europäischen Datenschutzrecht gilt es zunächst eine 

grundlegende systematische Weichenstellung zu beachten: Im 

Zweifel ist eine Überwachung der Beschäftigten verboten, der 

Arbeitgeber muss jede einzelne Maßnahme gesetzlich recht-

fertigen können. Dieses sog. „Verbot mit Erlaubnisvorbehalt“ 

ergibt sich klar aus den Vorgaben der Datenschutz-Richtlinie 

95/46/EG: Nach Art.7 und 8 dieser Richtlinie muss jede Ver-

arbeitung personenbezogener Daten sich auf einen der dort 

genannten Tatbestände stützen, ansonsten ist sie rechtswid-

rig. Eine entsprechende Regelungstechnik findet sich in allen 

nationalen Datenschutzgesetzen der EU, so etwa in Art. 23  

Abs. 1 bzw. Art. 27 Abs. 2 des polnischen Datenschutzgesetzes10 

und – besonders deutlich – in Deutschland in § 4 Abs. 1 des 

Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG). 

2. Interessenabwägung als zentrales Erfordernis 
     untersch iedlicher Rechtfertigungstatbestände
Das bedeutet, dass die Compliance-Pflicht für sich genommen 

keine ausreichende Grundlage zur Rechtfertigung von Daten-

verarbeitungen bietet. Eine wichtige Möglichkeit der Rechtferti-

gung ist im Arbeitsleben meist die Einwilligung des betroffenen 

Mitarbeiters in eine Datenverarbeitung (§ 4a BDSG bzw. Art. 23 

Abs. 1 Nr. 1 poln. Datenschutzgesetz). 

Bei internen Ermittlungen ist aber auch diese Option regelmä-

ßig kein gangbarer Weg, denn es ist bei breit angelegten Maß-

nahmen kaum praktisch umsetzbar, die Einwilligung aller Be-

troffenen11 einzuholen und bei konkreten Verdachtsfällen wird 

der betroffene Mitarbeiter sich nicht selbst belasten wollen.

Es muss also regelmäßig auf andere Möglichkeiten der Rechtfer-

tigung zurückgegriffen werden. Wichtige Erlaubnistatbestände 

für die Erhebung oder Verarbeitung von personenbezogenen 

Daten der Beschäftigten finden sich insbesondere in § 32 BDSG 

und (subsidiär) in § 28 BDSG bzw. in Art. 23 Abs. 1 Nr. 3 und Nr. 

5 sowie Art. 27 Abs. 2 Nr. 6 des poln. Datenschutzgesetzes. All 

diese Tatbestände verlangen dabei als wesentliche Anforde-

rung, dass eine Datenverarbeitung „erforderlich“ („niezbędne“) 

sein muss. Diese etwas ungenaue Formulierung impliziert eine 

Abwägung der Grundrechte und Interessen der betroffenen 

Beschäftigten und der für die Überwachungsmaßnahme ver-

antwortlichen Stelle.

Es kommt dabei nicht in erster Linie auf die nationalen Grund-

rechte (namentlich das aus Art. 1 Abs. 1 und 2 Abs. 1 des Grund-

gesetzes abgeleitete allgemeine Persönlichkeitsrecht bzw. die 

Grundrechte aus Art. 47 und 51 der polnischen Verfassung) an, 

sondern vielmehr auf die Unionsgrundrechte wie sie in der 

EU-Grundrechtecharta (GRCh) als Teil des Primärrechts festge-

schrieben wurden12. Aufgrund der Richtlinie 95/46/EG unterfällt 

das nationale Datenschutzrecht dem Anwendungsbereich des 

Unionsrechts, sodass auch der Anwendungsbereich der Charta 

gem. Art. 51 Abs. 1 GRCh eröffnet ist. Die Unionsgrundrechte 

sind daher im Rahmen ihrer Drittwirkung bei der Auslegung 

des EU-Datenschutzrechts und der nationalen Umsetzungs-

akte zu beachten13. Dies gilt trotz des „Protokolls Nr. 30 über 

die Anwendung der Charta der Grundrechte der Europäischen 

Union“14 auch in Polen. Wenn durch das Protokoll überhaupt 

ein Opt-out bewirkt wird15, dann allenfalls hinsichtlich der 

sozialen Rechte des Titel IV der Charta (Art. 27 ff. GRCh),  

zu denen die für den Datenschutz relevanten Bestimmungen 

gerade nicht gehören. Zudem ist das Grundrecht auf Schutz  

der Privatsphäre seit den frühen Anfängen der EuGH-Recht-

sprechung als ein allgemeiner Rechtsgrundsatz anerkannt16 

und damit als Teil des acquis communautaire auch für Polen seit 

langem verbindlich.

Auf Seiten der betroffenen Beschäftigten sind somit vor allem 

das Recht auf Schutz personenbezogener Daten (Art. 8 GRCh) 

sowie ergänzend das Recht auf Achtung des Privat- und  

Familienlebens (Art. 7 GRCh) im Rahmen der Abwägung zu 

berücksichtigen. Auf Seiten des Arbeitgebers wird man je nach 

Überwachungsziel unterschiedliche Grundrechtspositionen 

anführen können, meist etwa die unternehmerische Hand-

lungsfreiheit oder die Eigentumsgarantie (Art. 16, 17 GRCh).

7    Fleischer, NZG 2014, 321, 324.

8     Meyer, DB 2014, 1063, 1065.

9    LG München I, ZIP 2014, 57, Rn. 97.

10  Ustawa z dnia 29 sierpnia 1997 r. o ochronie danych osobowych.

11  Auch Dritte außerhalb des Unternehmens können betroffen sein, so z.B. bei einer E-Mail- 
       Überwachung die Kommunikationspartner der Mitarbeiter. 

12  S. bereits Pötters/Traut, RDV 2013, 132.

13  S. EuGH 20.05.2003 – C-465/00 u.a., Slg. 2003, I-4989 (Österreichischer Rundfunk), Rn. 68; 
       EuGH 13.05.2014 – C-131/1, NJW 2014, 2257 (Google Spain), Rn. 68.

14  Abl. 2007, C 306/156.

15 Hierzu Denman, EHRLR 2010, 349, 351 ff.; Pötters, Grundrechte und Beschäftigtenda-
      tenschutz, 2013, S. 190 f.

16  S. Generalanwalt Colomer, Schlussanträge v. 22.12.2008 – C-553/07, Slg. 2009, I-3889 
      (College van burgemeester en wethouders van Rotterdam).

3. Methode der Abwägung
Wie aber funktioniert eine solche „Abwägung“? Dieser unter 

Juristen so geläufige Begriff evoziert im Grunde ein falsches 

Bild, denn Grundrechte haben kein bestimmtes Gewicht. Es gibt 

auch keine feste Rangfolge zwischen den Grundrechten: Weder 

ist stets dem Schutz personenbezogener Daten Vorrang einzu-

räumen noch wird man die Grundrechte des Arbeitgebers pau-

schal höher gewichten können. Entscheidend ist vielmehr die 

Bestimmung der Eingriffsintensität im konkreten Fall. Hierfür 

wird man unterschiedliche Kriterien heranziehen können, z.B.:

• Anlassbezogenheit: Hat der Betroffene selbst Anlass für die 

Untersuchung gegeben oder sind auch Daten unbeteiligter 

Personen umfasst? 

• Streubreite: Die Eingriffsintensität steigt mit der Größe 

des Datenbestands, der Zahl der Betroffenen, der Dauer der  

Überwachung, etc.

• Sensibilität der Informationen: Werden besonders wichtige 

oder der Intimsphäre zugehörige Daten erhoben?

• Heimliche Überwachung: Ein heimliches Vorgehen erhöht die 

Eingriffsintensität einer Maßnahme.

• Folgenbetrachtung: Schließlich ist auch zu berücksichtigen, 

welche weiteren Nachteile den Grundrechtsträgern aufgrund 

der fraglichen Maßnahme drohen.

Zusammenfassend lässt sich festhalten: Die Methode der 

Abwägung gibt es nicht, stattdessen haben sich gängige  

Argumentationsmuster verfestigt, die es ermöglichen, die  

Eingriffsintensität einer Maßnahme im Einzelfall zu bestimmen. 

Je schwerwiegender demnach der mit einer Compliance- 

Maßnahme verbundene Eingriff in das Recht auf Schutz perso-

nenbezogener Daten ist, desto gewichtiger müssen die Inter-

essen des Arbeitgebers sein.
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Ochrona danych osobowych pracowników 
wobec systemu compliance:  

Prawo ochrony danych osobowych jako 
granica dla wewnętrznych dochodzeń

Nierzadko w działalności przedsiębiorstw pojawiają się poszlaki 

wskazujące na popełnienie przestępstwa gospodarczego lub 

innego czynu zabronionego. W takich sytuacjach zasady sku-

tecznego compliance bezwzględnie wymagają przeprowadze-

nia postępowania wyjaśniającego. Jednak przeprowadzenie 

wewnętrznego dochodzenia przeciwko pracownikom, które-

go wymaga stworzenie jak najefektywniejszego compliance, 

nieuchronnie prowadzi do konfliktu z przepisami o ochronie 

ich danych osobowych. Niniejszy artykuł przedstawia analizę 

konfliktu między ochroną praw pracowników a zapewnieniem 

zgodności działań firmy z prawem.

I. Obowiązek pracodawcy 
do przeprowadzenia 

wewnętrznego dochodzenia
Aby ustalić, czy na pracodawcy ciąży prawny obowiązek prze-

prowadzenia wewnętrznego postępowania wyjaśniającego, 

należy rozpoznać, czy w danej sytuacji zaistniały konkretne 

okoliczności wskazujące na popełnienie czynu zabronionego.

1. Ogólny obowiązek zapewnienia compliance
W razie braku konkretnych poszlak popełnienia czynu zabro-

nionego w przedsiębiorstwie na kierownictwie spoczywa wy-

łącznie ogólny obowiązek zagwarantowania zgodności działań 

firmy z prawem. Oprócz wprowadzenia sprawnie działającego 

systemu compliance (compliance management system albo 

CMS), obowiązek ten obejmuje zwłaszcza regularne kontro-

le skuteczności obranego CMS. Za prawną podstawę takiego  

abstrakcyjnego obowiązku zapewnienia compliance w nie-

mieckim porządku prawnym uznać można § 93 ust. 1 Ustawy o  

akcjach (Aktiengesetz, AktG). Pojęcie „sumiennego” prowadzenia 

spraw spółki przez kierownika dotyczy nie tylko zgodności z 

prawem jego własnego postępowania, ale obejmuje również 

zobowiązanie do przeprowadzania stosownych kontroli u  

pracowników (obowiązek nadzoru)1. 

Ewentualna aktualizacja tychże obowiązków compliance zależy 

wyłącznie od spełnienia generalnych przesłanek konieczności 

i zasadności; nie istnieją żadne ogólnie wiążące warunki, które 

spełniać musi firmowy system compliance2. Wymogi stawiane 

danemu kierownictwu mogą więc znacząco różnić się w zależ-

ności od wielu czynników, takich jak: wielkość, rodzaj i struktura  

organizacyjna przedsiębiorstwa, wiążące je szczegółowe przepisy, 

lokalizacja oraz przypadki podejrzeń o popełnienie czynów 

zabronionych w przeszłości3. Może więc okazać się, że mniejsze 

spółki w drodze wyjątku są zwolnione z obowiązku utworzenia 

własnych struktur compliance4. Odwrotnie, im większe i bardziej 

złożone przedsiębiorstwo i im częściej dochodziło w jego branży 

do naruszeń przepisów w przeszłości, tym większe oczekiwania 

względem dokładności funkcjonowania danego CMS5.

2. Konkretny obowiązek działania w przypadku 
pojawienia się podejrzeń 
Wobec uzasadnionych podejrzeń popełnienia czynu zabro-

nionego, ogólne i abstrakcyjne obowiązki wynikające z com-

pliance przeistaczają się w konkretny obowiązek działania. 

Należy wtedy dokładnie wyjaśnić stan faktyczny, w razie po-

trzeby zakończyć niezgodne z prawem działania oraz zgłosić 

je właściwym służbom6. Kierownictwu przedsiębiorstwa 

przysługuje margines decyzyjny wyłącznie w odniesieniu do 

sposobu prowadzenia śledztwa i sankcjonowania winnych7. 

1  Por. Fleischer CCZ 2008, 1, 2.

2  Fleischer, NZG 2014, 321.

3  Sąd Okręgowy Monachium I, ZIP 2014, 57, Rn. 89.

4  Spindler, w: MünchKomm-AktG, § 91, Rn. 66.

5  LG München I, ZIP 2014, 57, Rn. 94. 

6  Tzw. „trójca obowiązków“, por. Fleischer, NZG 2014, 321, 324.

7  Fleischer, NZG 2014, 321, 324.

Ze względu na obowiązek zapewnienia legalności działania 

firmy spoczywający na kierownictwu obligatoryjną reakcją na 

pojawienie się konkretnych podejrzeń powinno natomiast być 

całkowite wyjaśnienie sprawy oraz doprowadzenie do natych-

miastowego zakończenia trwających naruszeń8. Przypadki tego 

typu wymagają ponadto krytycznego zweryfikowania skutecz-

ności wewnętrznego systemu compliance9.

II. Prawo ochrony danych 
osobowych jako granica 

środków compliance
Obowiązki kierownictwa dotyczące compliance stoją zazwy-

czaj w potencjalnym konflikcie z ochroną danych osobowych 

pracowników. Z jednej strony do niezbędnych elementów efek-

tywnego compliance należą dozór pracowników i jak najlepsze 

wyjaśnienie podejrzanych przypadków, z drugiej natomiast 

pracownicy mają uzasadniony interes prawny ochrony swojej 

sfery prywatnej przed ingerencjami pracodawcy. Zwykle usta-

wodawca podejmuje próbę stworzenia kompromisu miedzy 

tym interesem a wspomnianym obowiązkiem kontroli poprzez 

odpowiednie sformułowanie przepisów o ochronie danych oso-

bowych, które zwykle znajdują zastosowanie do większości 

działań podejmowanych przez pracodawców w ramach pro-

wadzenia dochodzenia przeciwko pracownikom (przesiew 

danych, monitoring poczty elektronicznej, wideo monitoring 

miejsca pracy itp.).

1. Zasada ogólnego zakazu ingerencji za 
    wyjątkiem przypadków prawnie dozwolonych
Przy wykładni europejskiego prawa ochrony danych osobowych 

należy stale mieć na uwadze podstawową myśl kształtującą 

tę gałąź prawa: generalny zakaz monitoringu pracowników w  

razie istnienia jakichkolwiek wątpliwości natury prawnej. Każde 

działanie podjęte przez pracodawcę musi być usprawiedliwione 

w świetle jednego ze specjalnie przewidzianych kontratypów. 

Ten „ogólny zakaz za wyjątkiem kontratypów” wynika jasno z 

przepisów Dyrektywy o ochronie danych osobowych 95/46/

WE: zgodnie z art.7 i 8 dyrektywy każde przetwarzanie danych  

osobowych pracownika opierać się musi na jednym z wymienio-

nych tam zespołów przesłanek (kontratypów), gdyż w przeciwnym 

razie pozostaje nieusprawiedliwionym ograniczeniem ich praw. 

Analogiczną technikę ustawodawczą zastosowano we wszyst-

kich krajowych ustawach chroniących dane osobowe na terenie 

Unii, np. art. 23 ust. 1 tudzież art. 27 ust. 2 polskiej Ustawy o 

ochronie danych osobowych10 oraz – szczególnie jednoznacz-

nie – w § 4 ust. 1 jej niemieckiego odpowiednika Bundesdaten-

schutzgesetz (BDSG).

2. Wyważenie interesów jako wspólna przesłanka 
     różnych kontratypów 
Oznacza to, że sama aktualizacja obowiązków wynikających z 

compliance nie oferuje jeszcze dostatecznej podstawy do uspra-

wiedliwienia przetwarzania omawianych danych osobowych. 

W praktyce działania zakładów pracy bardzo ważnym kontra-

typem pozostaje zgoda samego pracownika na przetwarzanie 

jego danych osobowych (§ 4a BDSG tudzież art. 23 ust. 1 nr 1 

ustawy o ochronie danych osobowych). Przy wewnętrznych 

dochodzeniach możliwość ta nie należy jednak do najbardziej 

praktycznych rozwiązań, gdyż w przypadku działań przepro-

wadzonych na szeroką skalę okazuje się trudno wykonalna 

ze względu na konieczność uzyskania wymaganej zgody od 

wszystkich zainteresowanych11 oraz dlatego, że w przypadku 

dochodzenia w sprawie konkretnej osoby trudno spodziewać 

się, aby ta zechciała się dobrowolnie obciążyć.

Należy zatem skorzystać z innych możliwości oferowanych 

przez ustawę. Ważne kontratypy dla przetwarzania danych oso-

bowych osób będących stroną stosunku pracy zawarte zostały 

zwłaszcza w § 32 i (subsydiarnie) w § 28 BDSG i odpowiednio 

w art. 23 ust. 1 nr 3 oraz nr 5 jak i art. 27 ust. 2 nr 6 Ustawy o 

ochronie danych osobowych. Podstawową wspólną przesłanką 

wszystkich tych kontratypów jest „niezbędność” (w niemieckiej 

ustawie „Erforderlichkeit”) przetworzenia określonych danych 

osobowych. To otwarte sformułowanie implikuje konieczność 

wyważenia praw podstawowych i interesów obu stron – pra-

cowników objętych dochodzeniem oraz przeprowadzającej 

wewnętrzne dochodzenie jednostki.

W pierwszej kolejności nie chodzi o prawa podstawowe zag-

warantowane w narodowych konstytucjach (konkretnie prawo 

do ochrony dóbr osobistych wynikające z art. 1 ust. 1 w poł. 

z 2 ust. 1 Ustawy Zasadniczej RFN i odpowiadające im pra-

wa obywatelskie z art. 47 i 51 Konstytucji RP), lecz o prawa 

zawarte w Karcie Praw Podstawowych Unii Europejskiej, 

będącej aktem unijnego prawa pierwotnego12. Z art. 51 ust. 1

Dyrektywy 95/46/WE wynika, że znajduje ona jako prawo 

unijne zastosowanie w obrębie krajowego prawa ochrony 

danych osobowych. Przy wykładni przepisów europejs-

kiego prawa ochrony danych osobowych oraz krajowych  

aktów wykonawczych należy więc uwzględnić oddziaływanie 

wtórne unijnych praw podstawowych13. Dotyczy to również 

polskich przepisów, mimo wynegocjowania „Protokołu nr 30 

o stosowaniu Karty Praw Podstawowych Unii Europejskiej“14. 

8  Meyer, DB 2014, 1063, 1065.

9   Sąd Okręgowy Monachium I, ZIP 2014, 57, Rn. 97.

10  Ustawa z dnia 29 sierpnia 1997 r. o ochronie danych osobowych.

11  Mogą nimi być również osoby trzecie spoza przedsiębiorstwa, np. niezatrudnieni w firmie 
      uczestnicy korepsondencji emailowej w przypadku jej monitoringu. 

12  Zob. już Pötters/Traut, RDV 2013, 132.

13 Zob. wyrok ETS z 20.05.2003 – C-465/00 m.in., Slg. 2003, I-4989 (Österreichischer  
   Rundfunk), nb 68; ETS, wyrok z dnia 13.05.2014 – C-131/1, NJW 2014, 2257  
       (Google Spain), nb 68.
14  Dz. U. 2007, C 306/156.
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Jeśli rzeczony protokół skutkuje dokonaniem przez Polskę ja-

kiegokolwiek opting-outu z postanowień Karty15, może chodzić 

tu wyłącznie o prawa socjalne z Tytułu IV (art. 27 i nast. EKPCz),  

do których jednak ochrona danych osobowych nie może zostać 

zaliczona. Prawo podstawowe do ochrony prywatności uzna-

wane jest ponadto w orzecznictwie Trybunału Sprawiedliwości 

Unii Europejskiej niemal od samego początku za ważną zasadę 

prawa wspólnotowego16, która jest od dawna wiążąca dla 

polskiego porządku prawnego poprzez acquis communautaire.

W przedstawionym sporze ochronie interesów pracowników 

służy zatem przede wszystkim prawo do ochrony danych 

osobowych z art. 8 Karty oraz, subsydiarnie, prawo do pos-

zanowania życia prywatnego i rodzinnego z jej art. 7 i to te 

normy należy uwzględnić w przytoczonym konflikcie interesów. 

Natomiast przeprowadzany przez pracodawcę monitoring pra-

cowników może znaleźć usprawiedliwienie w różnych prawach 

podstawowych, zwykle w ustawie o swobodzie działalności 

gospodarczej oraz gwarancji ochrony własności, odpowiednio 

w art. 16 i 17 Karty.

3. Stosowanie
Jak dokładnie działa mechanizm „równoważenia” praw obu 

stron? To stosowane tak często przez prawników pojęcie bud-

zi w gruncie rzeczy błędne skojarzenia, ponieważ nie chod-

zi o przypisywanie prawom podstawowym określonej wagi. 

Nie istnieje również ścisła hierarchia pomiędzy nimi: ochronie  

danych osobowych nie sposób oddać generalne 

pierwszeństwo względem prawom pracodawcy, jak i na odwrót.  

Decydujący charakter przypisać można natomiast powadze kon-

kretnej  ingerencji w prawa drugiej strony. W ocenie konkretnego  

przypadku pomóc może obranie różnych kryteriów, takich jak:

• stopień związania ze sprawą: Czy analizowane są dane osoby, 

której zachowanie przyczyniło się do rozpoczęcia dochodzenia, 

czy również innych osób nie mających bezpośredniego związku 

ze sprawą? 

• precyzyjność przesiewu danych: Stopień ograniczenia praw 

rośnie wraz z ilością danych wykorzystywanych w analizie, liczbą 

osób, których dotyczą, czasem trwania monitoringu danych itp.

• osobisty charakter informacji: Czy przetworzeniu podlegają 

dane prywatne lub należące do intymnej sfery życia?

• niejawność monitoringu: Im bardziej utajnione środki kontroli, 

tym większa ingerencja w prawa pracownika.

• skutki monitoringu: Ostatecznie należy również ocenić, 

czy działania pracodawcy spowodują dalsze negatywne skutki 

dla monitorowanych pracowników.

Podsumowując zaprezentowane zagadnienie, uznać można, 

że nie istnieje żadna jedna metoda równoważenia praw obu 

stron, w związku z tym przyjęło się korzystać z wypracowa-

nych dotąd wzorców argumentacji pozwalających określić w 

danym przypadku stopień ograniczenia praw pracowników. 

Im poważniej ograniczane prawo do ochrony danych osobo-

wych pracowników przez działanie w celach compliance, tym 

poważniejszy interes pracodawcy musi za tym stać, aby mógł 

usprawiedliwić ich podjęcie.

15  W tym temacie Denman, EHRLR 2010, 349, 351 i nast.; Pötters, Grundrechte und Beschäftigtendatenschutz, 2013, str. 190 i nast.
16  Zob. Rzecznik Generalny Colomer, wnioski końcowe z dnia 22.12.2008 – C-553/07, Slg. 2009, I-3889 (College van burgemeester en wethouders van Rotterdam).
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Die Haftung von 
Compliance-Verantwortlichen

1. Vorbemerkungen
Aufgabe des Compliance-Verantwortlichen im Unternehmen ist 

es, das Unternehmen vor der Verwirklichung von Haftungsrisi-

ken zu bewahren. Dabei gilt, dass die Haftungsentlastung für 

das Unternehmen und den Unternehmer in aller Regel umso 

effektiver ist, desto mehr Risiken der Compliance-Verantwort-

liche übernimmt. Gerade deshalb sollte jeder Compliance-

Verantwortliche besonders aufmerksam prüfen, in welchen 

Bereich auf ihn persönlich Haftungsrisiken lauern. Dieser Beitrag 

widmet sich der Haftung von Compliance-Verantwortlichen 

nach deutschem Recht. Dabei wird unterschieden zwischen 

der straf- und ordnungswidrigkeitenrechtlichen Haftung, mögli-

chen Maßnahmen seitens des Arbeitgebers und zivilrechtlichen 

Schadensersatzansprüchen.

2. Straf- und ordnungswidrigke-
itenrechtliche Haftung

a) Haftung für eigene Compliance-Tätigkeit
Soweit der Compliance-Verantwortliche zur Prävention gegen 

oder Aufdeckung von Rechtsverstößen im Unternehmen selbst 

investigativ tätig wird, stellt § 43 BDSG die datenschutzrechtli-

che Zentralnorm dar. Danach ist die Erhebung und Verarbeitung 

personenbezogener Daten unter einen strengen Erlaubnisvor-

behalt gestellt. 

Auch z.B. das Abrufen von Arbeitnehmerdaten von Facebook 

bedeutet eine Datenerhebung. Im Arbeitsrecht gilt § 32 BDSG 

als besondere Rechtfertigungsnorm. Personenbezogene Daten 

eines Beschäftigten dürfen danach für Zwecke des Beschäfti-

gungsverhältnisses erhoben, verarbeitet oder genutzt werden, 

wenn dies für die Entscheidung über die Begründung eines 

Beschäftigungsverhältnisses oder nach Begründung des 

Beschäftigungsverhältnisses für dessen Durchführung oder 

Beendigung erforderlich ist. Zur Aufdeckung von Straftaten 

dürfen personenbezogene Daten eines Beschäftigten nur dann 

erhoben, verarbeitet oder genutzt werden, wenn zu dokumen-

tierende tatsächliche Anhaltspunkte den Verdacht begründen, 

dass der Betroffene im Beschäftigungsverhältnis eine Straftat 

begangen hat, die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung zur 

Aufdeckung erforderlich ist und das schutzwürdige Interesse 

des Beschäftigten an dem Ausschluss der Erhebung, Verarbei-

tung oder Nutzung nicht überwiegt, insbesondere Art und 

Ausmaß im Hinblick auf den Anlass nicht unverhältnismäßig 

sind. Dies bedeutet eine erhebliche Rechtsunsicherheit, denn 

die gesetzlich vorgesehene Rechtfertigung hat relativ blasse 

Konturen und die Anzahl der Judikate ist eher gering. Video- 

und Tonüberwachungen sowie Postüberwachung können 

grundsätzlich strafbar sein2.

1 Dieser Beitrag entspricht einem Vortrag, der beim V. Deutsch-Polnischen Forum für  
    Wirtschaft und Recht in Warschau vorgetragen wurde (2015). 

2  Videoaufnahmen: § 201 a StGB (wohl nicht am Arbeitsplatz außerhalb von Sozialräumen), 
    Tonaufnahmen: § 201 StGB, Postüberwachung: § 202 StGB (allerdings keine Strafbarkeit, 
    wenn die Post an den Arbeitgeber adressiert ist).

Summary

If the management of a company has reason to suspect criminal activities or a breach of other important legal provisions, 

it is their duty to thoroughly investigate the case. The necessary internal investigations usually imply the processing of the 

employees‘ personal data. Hence, compliance requires to strike a balance between the need for effective investigations 

on the one hand and the respect for the employees‘ privacy rights on the other hand. This implies a proportionality test.  

The following article adresses those conflicts and develops a methodology for the proportionality test.
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Besonders sorgfältig sollte der Compliance-Verantwortliche 

beim Erstatten von Strafanzeigen sein. Eine Pflicht zur Er-

stattung von Strafanzeigen gibt es nur in unbedeutendem 

Umfang3 Allerdings kommt eine Strafbarkeit wegen Untreue 

oder ein Verstoß gegen den eigenen Arbeitsvertrag bzw. ver-

sicherungsrechtliche Obliegenheit in Betracht, wenn von der 

Erhebung einer Strafanzeige abgesehen wird. Eher selten aber 

nicht ausgeschlossen dürfte die Möglichkeit sein, durch das  

Unterlassen einer Strafanzeige eine Strafvereitelung zu begehen  

(§ 258 StGB). Hat sich der Compliance-Verantwortliche für eine 

Strafanzeige entschieden, muss er vorsichtig abwägen, denn 

die wissentlich falsche Verdächtigung ist nach § 164 StGB und 

die schuldhafte Mitteilung eines unzutreffenden Sachverhalts  

gegenüber den Ermittlungsbehörden nach § 145 d StGB strafbar. 

Die beschuldigte Person kann aus dem Gesichtspunkt der  

üblen Nachrede (§ 186 StGB) oder der Verleumdung (§ 187 StGB) 

gegen den Anzeigenden vorgehen. 

b) Haftung während eines laufenden 
      Strafverfahrens
Auch während eines Strafverfahrens muss der Compliance- 

Verantwortliche sorgfältig die eigene Haftung abwägen. Mitun-

ter werden beschlagnahmte Schriftstücke oder andere beweg-

liche Sache zur Sicherung des Betriebsablaufs im Unternehmen 

belassen. Für deren Unversehrtheit ist gut zu sorgen, denn wenn 

sie der dienstlichen Verfügung entzogen werden, droht eine 

Strafbarkeit nach § 133 StGB (Verwahrungsbruch). 

Der Compliance-Verantwortliche trägt auch erhebliche Verant-

wortung bei der Koordinierung des Aussageverhaltens anderer 

Mitarbeiter, denn sowohl die eigene Falschaussage ist strafbar 

(§ 153 StGB), wie auch die Anstiftung zu einer Falschaussage 

eines anderen Zeugen4. Ein Sonderfall ist die Verleitung zur 

Falschaussage, bei welcher der Aussagende nichts von der 

falschen Aussage weiß (§ 160 StGB). Falls Urkunden, welche 

nicht dem Täter gehören (dies dürfte bei sämtlichen betriebs-

bezogenen Urkunden der Fall sein), vernichtet, verändert oder 

„unterdrückt“ werden, kommt eine Strafbarkeit nach § 274 

StGB in Betracht. Relativ unbekannt ist die Tatsache, dass die 

Veröffentlichung von Dokumenten aus einem Strafverfahren 

(z.B. Anklagen) vor ihrer Erörterung in der Hauptverhandlung 

strafbar ist (§ 353 d StGB).

c) Sonderproblem: Beihilfe zum Betrug 
     durch Unterlassen
Für einigen Wirbel sorgte das Urteil „Berliner Stadtreinigung“,  

in welchem der BGH die Verurteilung des Leiters der Rechts-

abteilung und der Innenrevision dieses öffentlichen Unter-

nehmens aus dem Grund billigte, dass er sein Wissen über die 

fehlerhafte Gebührenkalkulation durch andere Mitarbeiter für 

sich behielt5. Hier ging es um die Kalkulation der Gebühren für 

die Reinigung öffentlicher Gehwege, welche nicht in die Bemes-

sungsgrundlage einbezogen werden dürfen, soweit keine Anlie-

ger vorhanden sind. Dies wurde über mehrere Jahre „vergessen“ 

und so den Anliegern ein zu hoher Gebührensatz auferlegt6.

Der Angeklagte, ein Volljurist, wusste von diesem Fehler, war 

aber selbst nicht Mitglied der zuständigen Projektgruppe.  

Der BGH stellte fest, dass zwar eine täterschaftliche Beteiligung 

nicht nachgewiesen werden konnte, der Angeklagte als Leiter 

der Rechtsabteilung und der Innenrevision dieses öffentli-

chen Unternehmens eine besondere Garantenpflicht gegen-

über den Gebührenschuldnern zu erfüllen habe und hielt die  

Verurteilung zu einer Geldstrafe in Höhe von 120 Tagessätzen 

für die Beihilfe zu einem Betrug durch Unterlassen für rechtens.  

Er führte dazu aus:

Eine solche, neuerdings in Großunternehmen als „Compliance“  

bezeichnete Ausrichtung, wird im Wirtschaftsleben mittlerweile 

auch dadurch umgesetzt, dass so genannte Compliance-Officer  

geschaffen werden. Deren Aufgabengebiet ist die Verhinderung von 

Rechtsverstößen, insbesondere auch von Straftaten, die aus dem 

Unternehmen heraus begangen werden und diesem erhebliche 

Nachteile durch Haftungsrisiken oder Ansehensverlust bringen 

können. Derartige Beauftragte wird regelmäßig strafrechtlich 

eine Garantenpflicht i.S. von § 13 StGB treffen, solche im  

Zusammenhang mit dem Unternehmen stehende Straftaten zu  

verhindern. Dies ist die notwendige Kehrseite ihrer gegenüber der  

Unternehmensleitung übernommenen Pflicht, Rechtsverstöße  

und insbesondere Straftaten zu unterbinden.

Der hier verurteilte Täter war jedoch gar kein Compliance- 

Officer. Die Kritik der Literatur, hier werde die Unterscheidung 

zwischen Beschützergaranten und Überwachergaranten ver-

wischt, wehrte der BGH mit dem nicht weiter ausgeführten 

Argument ab, darauf komme es nicht an. Der Beschützergarant 

hat das geschützte Objekt vor gegen es selbst gerichteten Straf-

taten zu schützen; dies ist nach herrschender Lehre Aufgabe 

des Compliance-Verantwortlichen. Der Überwachergarant hat  

dahingehend Dritte vor von vom geschützten Objekt ausgehen-

den Gefahren zu schützen. Der BGH wies aber darauf hin, dass durch 

die (entsprechend dokumentierte) Information von Vorstand 

und/oder Aufsichtsrat die Strafbarkeit vermieden worden wäre. 

3  Hier geht es um die im betrieblichen Alltag eher seltenen in § 138 StGB genannten Delikte 
    (Vorbereitung eines Angriffskriegs, Mord und Totschlag, gemeingefährliche Straftaten usw.).

4  Schon der Versuch ist strafbar: § 26, 153 StGB, § 159 StGB.

5  BGHSt 54, 44; NJW 2009, 3173.

6 Im maßgeblichen Zeitraum (2001/2002) seien den Abgabenschuldnern um 23 Mio. 
    € überhöhte Gebühren auferlegt worden, die erstattet werden mussten.

Da für Straftaten und Ordnungswidrigkeiten, welche aus einem 

Unternehmen heraus begangen werden, stets eine Haftung des 

Betriebsleiters nach § 130 OWiG für unterlassene Aufsichtsmaß-

nahmen in Betracht kommt, liegt die Möglichkeit nicht fern, 

dass ein Compliance-Beauftragter, der schließlich derartige 

Taten zu verhindern hat, wegen Beihilfe oder vielleicht sogar als 

„Täter hinter dem Täter“ (mittelbare Täterschaft) zu haften hat. 

d) Sanktionen im Straf- und 
     Ordnungswidrigkeitenrecht
Bei einer in der Hauptverhandlung nachgewiesenen schuld-

haften Begehung einer Straftat können Geld- oder sogar Frei-

heitsstrafen drohen. In vielen Fällen wird aber, gerade bei ko-

operativer Zusammenarbeit mit den Ermittlungsbehörden, von 

einer Verurteilung aus Billigkeitsgründen abgesehen, soweit 

die Schuld gering wäre und kein öffentliches Interesse an der 

Strafverfolgung besteht7. Im Fall eines Verstoßes gegen das 

Datenschutzrecht können, neben zivilrechtlichem Schadenser-

satz, Geldbußen bis zu 300.000 € verhängt werden8.

3. Maßnahmen des Arbeitgebers
Soweit der Compliance-Verantwortliche seine Arbeit zu sorg-

fältig ausführt, kann es zur Situation kommen, dass er seinem 

Arbeitgeber zur Last wird. Der Compliance-Verantwortliche 

genießt, anders als auf gesetzlicher Grundlage tätige Betriebs-

beauftragte z.B. für Immissions9- oder Datenschutz10, keinen 

besonderen Kündigungsschutz. Insofern gilt nur der allgemeine 

Kündigungsschutz, wonach die Kündigung eines Mitarbeiters 

außerhalb von Kleinbetrieben nach Ablauf der Wartezeit von 

sechs Monaten nur wirksam ist, wenn sie sozial gerechtfertigt 

ist (§ 1 KSchG). Soweit der Arbeitgeber Gründe im Verhalten des  

Arbeitnehmers zur Rechtfertigung heranzieht, wird in aller Re-

gel eine Abmahnung wegen eines gleich gelagerten Verstoßes 

in der Vergangenheit erforderlich sein, denn die Beendigungs-

kündigung darf nur als ultima ratio erfolgen, sofern kein Ver-

trauen mehr besteht. Soweit allerdings ein an sich geeigneter 

wichtiger Grund für die Kündigung vorliegt und ein derart 

schwerwiegender Verstoß in Rede steht, dass in Zukunft kei-

ne vertrauensvolle Zusammenarbeit mehr möglich erscheint, 

kommt sogar eine fristlose Kündigung in Betracht (§ 626 BGB). 

Nicht ganz einfach wird die sog. Whistleblower-Problematik 

durch die Arbeitsgerichtsbarkeit gelöst. Aus der Loyalitäts-, 

Rücksichts-, Mäßigungs-, sowie Interessenwahrungs- und Scha-

densabwägungspflicht gegenüber dem Arbeitgeber folgt nach 

Auffassung des BAG, dass ein Arbeitnehmer stets zunächst eine 

innerbetriebliche Klärung zu versuchen hat, bevor er Strafanzei-

gen gegen den Arbeitgeber oder andere betriebsangehörige 

Personen erstattet oder auf andere Weise betriebliche Missstän-

de nach außen trägt, z.B. Ordnungsbehörden benachrichtigt. 

Eine Anzeige ohne den (nachweisbaren) Versuch der inner-

betrieblichen Abhilfe stellt einen derart schwerwiegenden 

Verstoß gegen den Arbeitsvertrag dar, dass in der Regel eine 

fristlose Kündigung ohne Abmahnung gerechtfertigt ist11. Hin-

zu kommt, dass das Offenbaren von Geschäftsgeheimnissen 

nach § 17 UWG verboten sein kann. Im Einzelfall ist aber schwer 

abgrenzbar, ob die innerbetriebliche Klärung Vorrang vor der 

Aufdeckung von Missständen hat, denn sowohl verfassungs-

rechtliche Anforderungen12 wie auch die EMRK13 erfordern, dass 

ein Arbeitnehmer nicht dadurch Nachteile erleiden darf, dass 

er in gutem Glauben eine Strafanzeige erstattet, welche sich 

später als unzutreffend herausstellt. Für einen Compliance-Ver-

antwortlichen ist es im Einzelfall sehr schwierig abzuschätzen, 

wenn er mit einer Strafanzeige gegen den eigenen Arbeitge-

ber berechtigte Interessen verfolgt und wann er einen Verstoß  

gegen den Arbeitsvertrag begeht.

4. Schadensersatzpflicht
a) Schadensersatzansprüche des Arbeitgebers
Ansprüche des Arbeitgebers gegen den Compliance-Verant-

wortlichen können sich aus einem Verstoß gegen den Arbeits-

vertrag ergeben (§ 280 Abs. 1 BGB). Nach Meinung des BAG er-

gibt sich bei betrieblich veranlasstem Handeln eine Abstufung 

der Schadensersatzpflicht aus einer entsprechenden Anwen-

dung von § 254 BGB14. Danach haftet der Arbeitnehmer nur bei 

Vorsatz und gröbster Fahrlässigkeit in der Regel unbeschränkt15 

und bei leichter Fahrlässigkeit überhaupt nicht16. In allen ande-

ren Fällen ist je nach Lage des Einzelfalls die Haftungsverteilung 

festzulegen. 

Da der Compliance-Verantwortliche aber in der Regel vorsätz-

lich handeln wird, z.B. wenn er eine Strafanzeige gegen den 

Arbeitnehmer erstattet oder berechtigte Schadensersatzan-

sprüche des Arbeitgebers zügig und vollständig durchzuset-

zen unterlässt, kommt ihm die Haftungserleichterung nur in 

Ausnahmefällen zugute.

c) Schadensersatzpflichten gegenüber 
    betriebsfremden Dritten
Anders sieht die Rechtslage aus, wenn Rechtsgüter betriebs-

fremder Dritter durch einen Arbeitnehmer verletzt werden.  

7    Gegen Erfüllung einer Auflage (§ 152 a StPO) oder ohne (§ 153 StPO). 

8    § 43 Abs. 2 BDSG.

9    §§ 53 ff. BImSchG.

10  § 36 BDSG.

11  BAG 03.07.2003, 2 AZR 235/02; BAG 18.06.1970, 1 AZR 520/69.

12  BVerfG vom 25.02.1987 - 1 BvR 1086/ 85 - BVerfGE 74, 257.

13 Europ. Gerichtshof für Menschenrechte, in der Rechtssache Heinisch v. Deutschland, 
       Urteil vom 21. Juli 2011 - 28274/08.

14  BAG AP Nr. 103 zu § 611 BGB Haftung des Arbeitnehmers.

15  BAG AP Nr. 97, 98, 11 zu § 611 BGB Haftung des Arbeitnehmers. 

16  BAG AP Nr. 103, 106, 122 zu § 611 BGB Haftung des Arbeitnehmers. 
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Hier lehnt der BGH die Anwendung der dargestellten Haftungs-

erleichterungen für den innerbetrieblichen Schadensausgleich 

ab, da der Dritte am Arbeitsverhältnis nicht beteiligt sei17. Aller-

dings steht dem derart durch Dritte in Anspruch genommenen 

Arbeitnehmer gegen seinen Arbeitgeber ein Freistellungsan-

spruch zu, wobei die dargestellten Grundsätze für die Haftungs-

verteilung im Arbeitsverhältnis zur Anwendung kommen18.

5. Schlussbemerkungen
Es zeigt sich, dass der Compliance-Verantwortliche sehr umfas-

send und sorgfältig abzuwägen hat, welche Haftungsrisiken ihn 

selbst treffen. Es kann sich aus Auftragsrecht ein Anspruch gegen 

den Arbeitgeber auf Übernahme von Verteidigerkosten ergeben, 

wenn der Compliance-Verantwortliche das Handeln, welches 

Ansatz seiner Haftung sein soll, für erforderlich halten durfte. 

 Allerdings findet dies seine Grenzen, soweit vorsätzlich gegen 

gesetzliche Pflichten verstoßen wurde. Besonders zu empfehlen 

ist grundsätzlich der Abschluss einer Rechtsschutzversicherung 

durch das Unternehmen, in deren Anwendungsbereich der 

Compliance-Verantwortliche einbezogen wird. Auch im Rahmen 

der D&O-Versicherung ist passiver Rechtsschutz mit umfasst, 

diese übernimmt sogar Aufwendungen zur Abdeckung einer 

zivilrechtlichen Haftung19. Allerdings gilt in beiden Fällen, dass 

nur die Haftung für fahrlässiges Handeln versicherbar ist und die 

Deckung abgelehnt wird, soweit eine Haftung wegen eines nur 

bei vorsätzlicher Begehung strafbaren Delikts betroffen ist. Das 

ist leider bei den meisten hier erörterten Strafnormen der Fall. 

Eine sorgfältige Haftungsvermeidung ist also immer der Versi-

cherungslösung vorzuziehen.

17  BGH AP Nr. 99, 104 zu § 611 BGB Haftung des Arbeitnehmers.

18  BAG AP Nr. 4 zu §§ 898, 899 RVO.

19  Directors´ and Officers´ Liability Insurance.
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Odpowiedzialność prawna 
pracowników odpowiadających 

za compliance
1. Uwagi wstępne

Zadaniem osoby zajmującej się działaniem systemu compliance 

jest uchronienie przedsiębiorstwa przed urzeczywistnieniem się 

ryzyka uaktualnienia jego odpowiedzialności prawnej. Przyj-

muje się przy tym, że redukcja odpowiedzialności po stronie 

przedsiębiorstwa i samego przedsiębiorcy jest tym bardziej 

efektywna, im więcej ryzyka będzie w stanie podjąć osoba od-

powiadająca za compliance. Choćby z tego względu pracownicy 

pełniący tę funkcję powinni sprawdzać szczególnie wnikliwie 

kryjące się w opracowywanych sprawach ryzyko poniesienia 

przez nich odpowiedzialności osobistej. Artykuł poświęcony 

jest niemieckiej regulacji prawnej dotyczącej odpowiedzialności 

osób zajmujących się compliance. W przedmiocie artykułu autor 

rozróżnia odpowiedzialność karną i za wykroczenia, odpowie-

dzialność przed pracodawcą wraz z sankcjami dostępnymi mu 

w świetle prawa pracy oraz cywilnoprawną odpowiedzialność 

odszkodowawczą.

2. Odpowiedzialność karna 
i za wykroczenia

a) Odpowiedzialność za własne działania 
     z zakresu compliance
W przypadku stanów faktycznych, w których osoba odpo-

wiedzialna za compliance w spółce samodzielnie rozpoczyna  

wewnętrzne dochodzenie w celach prewencyjnych lub w celu 

wykrycia podejrzewanych naruszeń prawa, centralną normę 

ochrony danych osobowych stanowi § 43 niemieckiej Federalnej 

ustawy o ochronie danych (Bundesdatenschutzgesetz, BDSG).

Przepis ten ustanawia szereg poważnych ograniczeń dla 

zbierania i przetwarzania danych osobowych, dopuszczając 

je wyłącznie w razie spełnienia przesłanek jednego z dopusz-

czalnych kontratypów. Zgodnie z tym przepisem pod poję-

ciem „zbieranie danych” rozumie się również takie działania, 

jak np. sprawdzanie informacji podanych przez pracowników 

na ich profilach facebookowych. Kontratyp mający największe 

znaczenie w prawie pracy znajduje się w § 32 BDSG, pozwa-

lającym na pozyskiwanie, przetwarzanie oraz korzystanie  

z danych osobowych pracownika (tudzież osoby aplikującej 

o pracę) w celach bezpośrednio związanych ze stosunkiem 

pracy wyłącznie wtedy, gdy jest to niezbędne do zakończenia 

procesu rekrutacji lub wymagane dla prowadzenia spraw lub 

zakończenia zadań wynikających z trwającego stosunku pracy.  

W celu wykrycia przestępstw dane osobowe pracownika mogą 

zostać zebrane, przetworzone lub użyte wyłącznie w przypadku 

istnienia faktycznych – i podlegających obowiązkowi doku-

mentacji – przesłanek uzasadniających podejrzenie jego po-

pełnienia przez pracownika w ramach stosunku pracy oraz gdy 

czynności te są ponadto niezbędne do wyjaśnienia sprawy, a 

słuszny interes pracownika, aby jego danych nie zbierać, prze-

twarzać tudzież wykorzystywać nie przeważa w danej sprawie 

nad interesem pracodawcy, zwłaszcza w obliczu nieproporcjo-

nalności użytych środków (ich rodzaju i intensywności oddzia-

ływania) względem popełnionego czynu zabronionego. Tak 

sformułowany przepis, a w zasadzie zawarty w nim ustawowy 

kontratyp wyznaczający dość niejasne granice, oraz wciąż dość 

ubogie orzecznictwo w tej kwestii przyczyniły się do powstania 

poważnych wątpliwości co do tego, które działania mogą ucho-

dzić za zgodne z prawem. Uzasadnione wydaje się stanowisko 

zakładające, że czynami zabronionymi będą monitoring wideo 

i audio oraz kontrola korespondencji pracowników2.

Osoba odpowiadająca za compliance powinna postępować 

szczególnie ostrożnie przy zamiarze zawiadomienia o możli-

wości popełnienia przestępstwa. Prawo zobowiązuje do tego 

jedynie w nielicznych wypadkach3. Z drugiej strony należy pa-

miętać, że zaniechanie takiego zgłoszenia może wyczerpać zna-

miona przestępstwa działania na szkodę spółki, a także stanowić 

naruszenie umowy o pracę albo doprowadzić do aktualizacji 

zobowiązań ubezpieczeniowych. 

1  Treść niniejszego artykułu odpowiada treści analogicznego wykładu wygłoszonego  
      w trakcie V Polsko-Niemieckiego Forum Gospodarki i Prawa w Warszawie (w edycji 2015).  

2  Nagrania wideo: § 201 a StGB (choć niekoniecznie w przestrzeni zakładu pracy niebędącej 
    pomieszczeniem socjalnym), nagrania audio: § 201 StGB, monitoring korespondencji 
      pocztowej: § 202 StGB (aczkolwiek nie wypełnia znamion czynu zabronionego czytanie  
     poczty adresowanej do pracodawcy).

3  § 138 StGB statuujący ten obowiązek wymienia zbrodnie nie mające zwykle żadnego 
     związku z działalnością większości przedsiębiorstw (przygotowywanie działań wojennych, 
     morderstwo i zabójstwo, przestępstwa stwarzające znaczne zagrożenie dla nieokreślonej  
    liczby osób itp.).  

Dr Jan Schürmann, adwokat, specjalista w prawie pracy1 
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Dość rzadko, choć pozostaje to realną możliwością, uznaje się, 

że powstrzymanie się od zawiadomienia organów ścigania 

wyczerpuje znamiona utrudniania lub udaremniania ścigania 

(§ 258 niemieckiego Kodeksu karnego Strafgesetzbuch, StGB). 

Jeśli osoba odpowiedzialna za compliance zdecyduje się na 

zawiadomienie organów ścigania, musi ostrożnie rozważyć ko-

lejne kroki, ponieważ świadome zgłaszanie nieuzasadnionych 

podejrzeń podlega karze na podstawie § 164 StGB, natomiast 

zawinione zeznanie nieprawdy wobec organów ścigania – z § 

145 d StGB. Osoba niesłusznie posądzana może domagać się 

ukarania zawiadamiającego z powodu pomówienia na podsta-

wie § 186 StGB lub zniesławienia z § 187 StGB. 

b) Odpowiedzialność w trakcie trwającego 
     postępowania karnego
Również w trakcie postępowania karnego osoba dbająca o com-

pliance w przedsiębiorstwie musi ostrożnie oceniać potencjal-

nie ciążącą na niej odpowiedzialność prawną. Niejednokrotnie  

organy śledcze decydują o pozostawieniu zarekwirowanych  

dokumentów na terenie prześwietlanego zakładu pracy ze 

względu na ich niezbędność dla dalszego funkcjonowania przed-

siębiorstwa. Należy objąć nad nimi pieczę, gdyż, w razie stwier-

dzenia braku swobodnego dostępu służb do nich, osobie odpo-

wiadającej za compliance grozi odpowiedzialność prawnokarna z  

§ 133 StGB (naruszenie obowiązków wynikających z powierzenia). 

 

Na osobie tej ciąży również znacząca odpowiedzialność za  

koordynację procesu składania zeznań przez innych pracowników, 

jako że karalne jest zarówno samodzielne składanie fałszywych 

zeznań (§ 153 StGB), jak i podżeganie do tego innych świadków4.

Szczególny przypadek stanowi doprowadzenie do sytuacji 

lub wykorzystanie już istniejącej, w której współpracownik  

występujący w roli świadka nie jest świadomy faktu, że zeznaje 

nieprawdę (§ 160 StGB). W przypadku zniszczenia, zmiany lub 

„tuszowania” dokumentów nie należących do samego sprawcy 

(a dokumenty mające związek z działalnością firmy zwykle nie są 

jego własnością) możliwe jest wypełnienie znamion § 274 StGB. 

Względnie mało znany jest natomiast fakt, że karze podlega 

również publikacja treści akt postępowania karnego (np. aktu 

oskarżenia) przed otwarciem rozprawy głównej (§ 353 d StGB).

c) Zagadnienie szczególne: pomocnictwo 
    w oszustwie dokonane poprzez zaniechanie
Liczne kontrowersje wywołał wyrok w sprawie Berlińskich Zakła-

dów Sanitarnych „Berliner Stadtreinigung“, w którym Trybunał 

Federalny będący instancją superrewizyjną utrzymał w mocy 

wyrok skazujący dla kierownika działu prawnego i audytu we-

wnętrznego tego publicznego przedsiębiorstwa, orzeczony z 

tego względu, że zachował dla siebie wiedzę o błędnej kalkulacji 

opłat dokonywanej przez innych pracowników5. W sprawie tej 

chodziło o wyliczenie opłat za utrzymanie czystości na odcin-

kach publicznych chodników nie przylegających do posesji 

mieszkalnych, które z tego względu nie powinny były zostać 

uwzględnione w podstawie przeliczenia. Jako że „zapomniano“ 

o tym szczególe na wiele lat, mieszkańcy płacili wyższą stawkę 

za utrzymanie czystości chodników6. Oskarżony, praktykujący 

prawnik, miał świadomość tego błędu w obliczeniach, choć 

nie był członkiem grupy projektowej odpowiedzialnej za to. 

Trybunał Federalny stwierdził wprawdzie, że choć nie sposób 

udowodnić jego współsprawstwo, ciążył na nim jednak obowią-

zek przeciwdziałania naruszeniom praw dłużników rzeczonej 

opłaty komunalnej, wynikający z jego statusu kierownika działu 

prawnego i audytu wewnętrznego przedsiębiorstwa publicz-

nego, w związku z czym Trybunał uznał za zgodne z prawem 

orzeczenie kary grzywny w wysokości 120 stawek dziennych 

za pomocnictwo w oszustwie przez zaniechanie. Uzasadnienie 

wyroku zawiera następujący fragment:

Idea ta, od niedawna w większych przedsiębiorstwach określana 

mianem „compliance“, realizowana jest obecnie w obrocie gospo-

darczym m.in. poprzez tworzenie funkcji tzw. oficera compliance. 

Zakres obowiązków takiego pracownika obejmuje zapobiega-

nie naruszeniom prawa, w szczególności przez czyny karalne,  

dokonywanych wewnątrz struktur przedsiębiorstwa, które mogą  

powodować poważne negatywne skutki z powodu uruchomienia 

odpowiedzialności odszkodowawczej spółki lub utraty reputacji. 

Pełnomocników tego rodzaju dotyczy szczególny prawnokarny 

obowiązek zapobiegania skutkom naruszenia prawa – w tym  

wypadku w strukturach przedsiębiorstwa – w rozumieniu § 13 StGB 

pod groźbą uznania ich bezczynności za sprawstwo przez zanie-

chanie. Jest to nieodzowna „ciemna strona medalu” zobowiązania 

względem kierownictwa przedsiębiorstwa do powstrzymania  

naruszeń prawa, a w szczególności czynów zabronionych.

W przypadku osoby skazanego należy jednak zwrócić uwagę 

na fakt, że nie pełnił on funkcji oficera compliance. Na krytykę 

ze strony doktryny, że nie została w pełni uwzględniona waż-

na granica pomiędzy dwoma różnymi źródłami szczególnego 

obowiązku zapobieżenia skutkom przestępstw, określanych też  

statusami „obrońcy” i „strażnika”, Trybunał odparł bez dalszego 

uzasadnienia, że podział ten nie odgrywa w tym wypadku żadnej 

roli. Zadaniem obrońcy jest ochrona interesów podmiotu przed 

popełnieniem na jego szkodę przestępstw „z zewnątrz”; to tę 

rolę najczęściej przypisuje się w doktrynie prawniczej osobom 

odpowiedzialnym za compliance w przedsiębiorstwie. Obo-

wiązkiem „strażnika” pozostaje natomiast zapobieżenie powsta-

niu u osób trzecich szkód, których źródłem byłby sam podmiot. 

4  Karze podlega już samo usiłowanie tego czynu: § 26, 153 StGB, § 159 StGB.

5  BGHSt 54, 44; NJW 2009, 3173.

6  W rzeczonym okresie czasu (2001/2002) pobór niesłusznie zawyżonych kwot wygenerował 
   nadpłatę rzędu 23 mln euro, która musiała zostać zwrócona płatnikom.  

Trybunał wskazał jednak, że odpowiedzialności karnej można 

było uniknąć poprzez (odpowiednio udokumentowane) powia-

domienie zarządu tudzież rady nadzorczej. 

Ponieważ za przestępstwa i wykroczenia popełnione w ramach 

działalności danego przedsiębiorstwa jego kierownikowi grozi 

odpowiedzialność z § 130 niemieckiej Ustawy o wykroczeniach 

(Ordnungswidrigkeitengesetz, OWiG) z powodu niedopełnie-

nia obowiązku nadzoru, uzasadnione wydaje się przyjąć,  

że pełnomocnik ds. compliance, którego zadaniem jest prze-

cież zapobieżenie takim czynom, może ponieść odpowiedzial-

ność za pomocnictwo, a w niektórych przypadkach wręcz za 

 „sprawstwo kierownicze“ (sprawstwo pośrednie) przy takich 

czynach karalnych. 

d) Sankcje w prawie karnym i prawie wykroczeń 
Oskarżonemu, któremu udowodniono na rozprawie głównej 

zawinione popełnienie przestępstwa, grozić może kara grzywny 

lub wręcz pozbawienia wolności. W wielu przypadkach, zwłasz-

cza gdy sprawca aktywnie współpracuje ze śledczymi, sąd od-

stępuje jednak od wymierzenia kary ze względów słuszności, 

jeśli wina sprawcy okazuje się niewielka i brakuje przesłanek 

ścigania z urzędu ze względu na ważny interes publiczny7. 

Za naruszenie przepisów o ochronie danych osobowych grozi 

natomiast, obok cywilnoprawnej odpowiedzialności odszko-

dowawczej, orzeczenie grzywny w wysokości do 300.000 €8.

3. Kroki podejmowane 
przez pracodawcę

Może się zdarzyć, że zbyt sumiennie pracujący pełnomocnik 

ds. compliance stanie się kłopotem dla pracodawcy. W przeci-

wieństwie jednak chociażby do zakładowych pełnomocników 

ds. immisji9 czy ochrony danych osobowych10, pracownik na 

ekwiwalentnym stanowisku z zakresu compliance nie cieszy 

się żadną szczególną prawną ochroną stosunku pracy. Chcąc 

nie chcąc, w odniesieniu do jego stosunku pracy obowiązują 

ogólne zasady wymawiania umowy o pracę, dopuszczające 

zwolnienie pracownika (poza wyjętymi z regulacji małymi 

zakładami pracy) po upływie sześciomiesięcznego okresu 

ochronnego tylko wtedy, gdy rozwiązanie stosunku pracy jest 

społecznie uzasadnione (§ 1 niemieckiej Ustawy o ochronie 

przed wypowiedzeniem Kündigungsschutzgesetz, KSchG). 

Jeśli pracodawca pragnie wypowiedzieć umowę o pracę z  

powodu postępowania pracownika, zwykle może uczynić to  

wyłącznie w przypadku uprzedniego bezskutecznego upomnie-

nia tego pracownika za podobne zachowanie w przeszłości,  

jako że jednostronne zakończenie stosunku o pracę stanowić ma 

w zamyśle ustawodawcy ultima ratio, ostateczne rozwiązanie 

wynikające z braku możliwości dalszego ufania zatrudnionemu.  

Jeżeli jednak pojawia się powód zwolnienia sam w sobie burzący 

7  Gegen Erfüllung einer Auflage (§ 152 a StPO) oder ohne (§ 153 StPO). 

8  § 43 Abs. 2 BDSG.  

9  §§ 53 i nast. Federalnej ustawy o ochronie przed imisjami Bundesimmissionsschutzgesetz
     (BImSchG).

10  § 36 Federalnej ustawy o ochronie danych Bundesdatenschutzgesetz (BDSG).

zaufanie do pracownika w tak poważny sposób, że nie można 

oczekiwać od pracodawcy kontynuacji stosunku zatrudnienia, 

w grę wchodzi nawet zerwanie umowy o pracę bez zachowania 

okresu wypowiedzenia (§ 626 niemieckiego Kodeksu cywilnego 

Bürgerliches Gesetzbuch, BGB). 

Niezupełnie przejrzyście została rozwiązana przez sądy pra-

cy kwestia tzw. whistleblowerów. W opinii Federalnego Sądu 

Pracy z szeregu obowiązków pracownika, zwłaszcza lojalności 

względem pracodawcy, zważania na jego opinię i interes, po-

wściągliwości oraz obrony jego dóbr przed szkodą, wynika, że 

osoba odpowiedzialna za compliance powinna w pierwszej 

kolejności dążyć do wewnętrznego wyjaśnienia sprawy, zanim 

złoży doniesienie o popełnieniu przestępstwa przez pracodaw-

cę czy inne osoby związane z przedsiębiorstwem albo w inny 

sposób wyniesie na zewnątrz informację o nieprawidłowościach 

w funkcjonowaniu firmy, np. powiadamiając służby porząd-

kowe. Złożenie takiego doniesienia bez podjęcia (dającej się 

udowodnić) próby wewnętrznego rozwiązania problemu sta-

nowi z reguły na tyle poważne naruszenie obowiązków wyni-

kających ze stosunku pracy, że uzasadnia jego natychmiastowe 

wypowiedzenie bez konieczności uprzedniego upominania 

pracownika11. Ponadto, związane z tym odsłanianie tajemnic 

przedsiębiorstwa może okazać się niedopuszczalne w świetle 

§ 17 niemieckiej Ustawy o zwalczaniu nieuczciwej konkurencji 

(Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb, UWG). W konkretnym 

przypadku bardzo trudne jest jednak jednoznaczne stwierdze-

nie, czy wewnętrznemu postępowaniu wyjaśniającemu rzeczy-

wiście przypada pierwszeństwo przed całkowitym odsłonię-

ciem nieprawidłowości, jako że zarówno przepisy niemieckiej 

konstytucji12, jak i Europejskiej Karty Praw Człowieka13 nie po-

zwalają na sytuację, w której pracownika spotykają negatywne 

konsekwencje bezpodstawnego, jak dopiero ma się okazać, 

zgłoszenia popełnienia przestępstwa, jeżeli donosił w jego 

sprawie w dobrej wierze. Oficerowi compliance może zatem 

być ciężko przewidzieć, kiedy doniesienia o popełnieniu prze-

stępstwa przez własnego pracodawcę następuje w słusznym 

interesie, a kiedy zostanie uznane za naruszenie postanowień 

umowy o pracę.

11  Federalny Sąd Pracy z 03.07.2003, 2 AZR 235/02; z 18.06.1970, 1 AZR 520/69.

12  Federalny Sąd Konstytucyjny z 25.02.1987 - 1 BvR 1086/ 85 - BVerfGE 74, 257.  

13  Europejski Trybunał Praw Człowieka i Obywatela, sprawa Heinisch przeciwko Niemcom, 
       wyrok z 21 czerwca 2011 - 28274/08.
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4. Odpowiedzialność 
odszkodowawcza

a) Roszczenia odszkodowawcze pracodawcy
Naruszenie postanowień umowy o pracę przez osobę odpo-

wiedzialną za compliance może wiązać się z aktualizacją obo-

wiązku odszkodowawczego z § 280 ust. 1 BGB. W odniesieniu 

do szkód spowodowanych w ramach stosunku pracy Federalny 

Sąd Pracy stosuje przepis § 254 BGB nie bezpośrednio, a jedynie 

odpowiednio, kierując się łagodniejszą, bardziej przyjazną pra-

cownikowi gradacją odpowiedzialności14. Osoba zatrudniona 

odpowiada dzięki temu w pełnym wymiarze za czyny popeł-

nione umyślnie lub przez rażące niedbalstwo15, natomiast za 

szkody powstałe wskutek lekkiego niedbalstwa nie odpowiada 

wcale16. W przypadkach pośrednich odpowiedzialność rozkłada 

się między obie strony stosunku pracy w zależności od okolicz-

ności danej sprawy. 

Ponieważ osoba odpowiadająca za compliance z reguły po-

stępuje umyślnie, np. donosząc o możliwości popełnienia 

przestępstwa przez pracodawcę albo zaniechując sprawnej, 

całkowitej egzekucji roszczeń odszkodowawczych pracodawcy, 

jedynie w wyjątkowych sytuacjach będzie można przyjąć choć-

by częściowe uwolnienie jej od odpowiedzialności. 

b) Obowiązek naprawienia szkody 
     wyrządzonej osobie trzeciej 
     niezwiązanej z przedsiębiorstwem 
Inaczej prezentuje się sytuacja prawna w przypadku naru-

szenia przez pracownika dóbr osoby trzeciej niezwiązanej 

z przedsiębiorstwem. Trybunał Federalny odrzuca w takich 

wypadkach możliwość stosowania przytoczonego powy-

żej lżejszego trybu odpowiedzialności odszkodowawczej 

pracownika, który został stworzony dla stosunków we-

wnętrznych w zakładzie pracy i nie może zostać zastosowa-

ny do podmiotów trzecich nie będących stronami stosunku 

pracy17. Niemniej, mimo że poszkodowany może w takiej 

sytuacji domagać się odszkodowania bezpośrednio od pra-

cownika, temu przysługuje w stosunku wewnętrznym z pra-

codawcą roszczenie regresowe na zasadach odpowiadających 

przedstawionym powyżej18.

5. Uwagi końcowe
Powyższa analiza pokazuje, że osoba odpowiadająca w przed-

siębiorstwie za compliance musi szczegółowo i bardzo uważnie 

ocenić czyhające na nią ryzyko osobistej odpowiedzialności 

prawnej. Jeżeli pełnomocnik ds. compliance słusznie mógł 

uważać zarzucane mu działanie na szkodę pracodawcy za 

konieczne, może przysługiwać mu przeciwko przełożonemu 

roszczenie umowne o poniesienie kosztów reprezentacji pro-

cesowej. Pozostaje ono jednakże ograniczone do przypadków 

umyślnego naruszenia przez pełnomocnika ds. compliance 

jego prawnych obowiązków. Warto, aby osoba pełniąca tę 

funkcję została przez firmę ubezpieczona od kosztów zwią-

zanych z ochroną interesów prawnych. Pasywna ochrona in-

teresów prawnych zawarta jest również w pakietach D&O, w 

ramach których ubezpieczyciel bierze nawet na siebie koszty 

odpowiedzialności cywilnej19. Należy jednak pamiętać, że w 

obu przypadkach ubezpieczyć można się wyłącznie od odpo-

wiedzialności za skutki niedbalstwa. Ubezpieczyciel odmówi 

natomiast wypłaty świadczenia w razie stwierdzenia umyśl-

nego popełnienia czynu zabronionego, co zdarza się niestety 

w większości przypadków popełnienia przedstawionych po-

wyżej przestępstw. Z tego względu zawsze warto w pierwszej 

kolejności polegać na własnej ostrożności, a dopiero gdy ta 

zawiedzie – na ochronie zapewnionej w ramach ubezpieczenia. 

 

14  Federalny Sąd Pracy, Dokument roboczy nr 103 do § 611 BGB Odpowiedzialność  
        pracownika.

15    Federalny Sąd Pracy, Dokumenty robocze nr 97, 98, 11 do § 611 BGB Odpowiedzialność 
        pracownika. 

16     Federalny Sąd Pracy, Dokumenty robocze nr 103, 106, 122 do § 611 BGB Odpowiedzialność 
        pracownika. 

17 Trybunał Federalny, Dokumenty robocze nr 99, 104 do § 611 BGB Odpowiedzialność 
      pracownika.  

18  Federalny Sąd Pracy, Dokument roboczy nr 4 do §§ 898, 899 Ordynacja ubezpieczeniowa 
      Rzeszy Reichsversicherungsordnung, RVO.

19  Directors’ and Officers’ Liability Insurance.
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Notwendigkeit von Compliance 
in einer Wirtschaftsorganisation

Das Thema Compliance hat an Aktualität nicht verloren.  

Gerade in Deutschland wird man mit dem Thema bei der 

Lektüre von Zeitungen und durch die Berichterstattung der 

Medien nahezu täglich konfrontiert. Viele der Unternehmen, 

vorwiegend die Konzerne, haben sich des Themas vor Jah-

ren angenommen und entsprechende Maßnahmen ergriffen 

und Systeme zur Vermeidung von Compliance Risiken ergrif-

fen. Die Regelungen der Konzerne beziehen vielfach mittel-

ständische Zulieferer und Kooperationspartner mit ein und  

legen diese Verpflichtungen auf. Über diesen Weg findet  

somit Compliance Einzug in die mittelständischen Unter-

nehmen. Aber nicht nur, auch zahlreiche Mittelständler sind 

von Korruptionsskandalen betroffen und geschädigt. In der 

Konsequenz entscheiden auch sie sich dafür Regelungen in 

ihren Unternehmen einzuführen, die darauf ausgerichtet sind,  

Gesetzesverstöße zu vermeiden oder erfolgte aufzudecken. 

Auch wenn diese oftmals nicht als Compliance oder Compliance- 

Systeme bezeichnet werden, so erfüllen diese denselben Zweck. 

Sowohl Konzerne als auch große Teile des deutschen Mittel-

standes sind stark exportorientiert. Ein Engagement außerhalb 

Deutschlands und eine Kooperation mit ausländischen Partnern 

gehören zum Tagesgeschäft. In der Folge besteht das Bedürfnis 

die eigenen Regelungen auch in den Exportmärkten angewendet 

zu wissen und dortige Partner in das eigene Compliance  

- System einzubeziehen. Schwierig ist dies in den ausländischen 

Märkten, wo Compliance noch nicht so denselben Stellenwert 

hat wie in Deutschland. 

In Polen und zwischen den polnischen Unternehmen hat sich 

das Bewusstsein für Compliance in den letzten Jahren weiter-

entwickelt. Die Risiken unterlassener Compliance-Maßnahmen 

werden zunehmend gesehen, wenn auch, ähnlich wie zum Teil 

in Deutschland, unterschätzt. Gerade auch einige große und 

medial aufgearbeitete Korruptionsskandale sowie die präventi-

ve Arbeit der Antikorruptionsbehörde haben dazu beigetragen 

das Thema Compliance präsenter werden zu lassen. Auch die 

Aktivitäten einzelner am Wirtschaftsleben beteiligter Instituti-

onen, wie der Warschauer Börse, haben den Stellenwert von 

Compliance erhöht.

Die Verflechtung von Volkswirtschaften und die grenzüberschrei-

tende Aktivität von Unternehmen zeigen, dass Compliance kein 

nationales Thema ist und sein kann. Je intensiver die Zusammen-

arbeit von Unternehmen über Landesgrenzen oder die Tätigkeit 

in einem anderen Land, desto relevanter wird das Thema. 

 
Die deutsche und die polnische Wirtschaft sind stark miteinan-

der verbunden. Nicht nur ist der Handelsaustausch zwischen 

den beiden Ländern auf einem hohen Niveau, auch spielen die 

Investitionen eine wichtige Rolle. Die Aktualität des Themas für 

die stark exportorientieren deutschen und vielfach in Polen 

engagierten deutschen Unternehmen sowie die zunehmende 

und sich erfreulich entwickelnde Ausrichtung der polnischen 

Unternehmen Richtung Deutschland, haben uns, die Deutsch-

Polnische Industrie- und Handelskammer (AHK Polen), dazu 

erwogen, das Thema Compliance in den Fokus zu rücken.

Dies war einer der Gründe dafür, zusammen mit der Europa-

Universität Viadrina und der Deutsch-Polnischen Juristen-

vereinigung, im Jahr 2010 das Deutsch-Polnische Forum für 

Recht und Wirtschaft ins Leben zu rufen. Das Forum sollte eine  

Veranstaltungsplattform für unternehmensrelevante Themen 

aus Recht und Wirtschaft mit einem Bezug zu Compliance dar-

stellen und den Austausch zwischen Unternehmern, Praktikern 

und Wissenschaftlern ermöglichen. 

Summary

The article shows the risks of personal liability of compliance oficer. Regarding to criminal, labour and civil law liability it 

stays clear, that the personal risk fort he compliance oficer is as more growing, as he takes legal risks from the company.  

A special legal problem can be the duty to make a note to public authorities for law violations out of the company, com-

mitted by other employees. The article shows also, that a D&O-insurance can take some risks from the comliance oficer,  

but not for violation of rights through wilful intent.

Thomas Urbańczyk, LL.M. 
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Die im Rahmen der Konferenzen in den letzten fünf Jahren  

behandelten Themen waren unternehmensrelevante  

Compliance-Themen mit starken Bezug zur Praxis.

Die teilnehmenden Fachleute, das mediale Interesse sowie 

die Teilnehmerzahlen bestätigten die Wichtigkeit der Themen 

und des Veranstaltungskonzepts. Das Interesse und die Betei-

ligung von Juristen, Wissenschaftlern und Unternehmern hat 

in den fünf Jahren stetig zugenommen, was eine wachsende 

Bedeutung des Themas Compliance im wirtschaftlichen Umfeld  

in Polen bestätigt.

Um das Thema Compliance innerhalb der Mitglieder der AHK 

Polen sowie nach außen hin zu forcieren, wurde durch den 

Vorstand der AHK Polen ein Compliance-Ausschuss ins Leben 

gerufen. Der bei der AHK eingesetzte Compliance- Ausschuss 

ist ein Expertengremium bestehend aus Compliance-Officern 

internationaler Unternehmen, der zum einen als Plattform für 

den fachlichen Austausch dient als auch themenbezogen für 

das Thema Compliance Sprachrohr der AHK Polen ist. 

Die Initiative und fachliche Unterstützung durch die Aus-

schussmitglieder bei der Organisation von Compliance- 

Veranstaltungen, die regelmäßigen Publikation von Artikeln zu 

Compliance-Themen hilf der AHK Polen das Thema Compliance 

mit der erforderlichen Kompetenz öffentlichkeitswirksam zu 

präsentieren und uns auf politischer Ebene im Sinne der Unter-

nehmer einzusetzen. Auch stehen die Experten für Unterneh-

men bei Fragen im Zusammenhang mit der Implementierung 

von Compliance-Regelungen beratend zur Seite. 

Neben der Aktivitäten der AHK Polen zur Förderung der Wei-

terentwicklung des Themenbereichs Compliance im deutsch-

polnischen Wirtschaftsleben, muss das Thema von Compliance 

in der AHK Polen als bilaterale Wirtschaftskammer nach dem  

polnischen Gesetz über Wirtschaftskammern beleuchtet werden. 

 

Obgleich in Deutschland die Diskussion um Compliance in Wirt-

schaftsverbänden seit einigen Jahren geführt wird, wurden 

bei den Industrie-und Handelskammern nur ausnahmsweise 

Compliance-Organisationsstrukturen ins Leben gerufen, oft-

mals nach vorausgegangenen Korruptionsskandalen. Bran-

chenverbände, besonders in regelungssensiblen Branchen, wie 

Versicherung, Gesundheitswesen, sind das Thema Compliance 

wesentlich offensiver angegangen und haben, auch um klare 

Regelungen zur Verhinderung des Anscheins von Kartellver-

stößen zu schaffen, Compliance-Regelungen erlassen und dies 

öffentlichkeitswirksam vermarktet. 

Bei den bilateralen Auslandshandelskammern 
stand das Thema bislang nur vereinzelt auf 
der Prioritätenliste. Seitens des Dachverban-
des, des Deutsch Industrie- und Handels-
kammertages (DIHK), wurde Ende 2014 ein 
Compliance-Officer für die Auslandshandels-
kammern berufen.

Compliance in Verbänden
Dass Wirtschaftsverbände und-kammern wie alle anderen 

am Wirtschaftsleben beteiligten Rechtssubjekte Straf- und  

Ordnungswidrigkeiten vermeiden sowie Gesetze, Verordnungen, 

Satzungen, Geschäftsordnungen sowie branchenspezifische 

Standards einhalten müssen, ist offenkundig. Auch deren Mit-

arbeiter und Organmitglieder, zum Teil ehrenamtlich tätig, müs-

sen sich gesetzes- und regelkonform verhalten. Ein solcher An-

spruch ist selbstredend und bedarf keines speziellen Kundtuns. 

 
Dabei geht es natürlich um die Vermeidung von Haftungsri-

siken nach innen als auch nach außen. Die Haftungsnormen 

ergeben sich aus den Vorschriften der (Gast-)Länder, nach deren 

Rechtsvorschriften die Auslandshandelskammern gegründet 

wurden und tätig sind und können z.B. steuerstrafrechtlicher, 

rechnungslegungsrechtlicher oder aber auch strafrechtlicher 

Natur sein. Zudem werden die Auslandshandelskammer, eben-

so wie alle anderen Wirtschaftssubjekte, arbeitsrechtlichen oder 

datenschutzrechtlichen Risiken ausgesetzt. Daneben, da die 

meisten Auslandshandelskammern Zuwendungen durch das 

Bundesministerium für Wirtschaft und Innovation erhalten, 

ergeben sich Verantwortlichkeiten nach deutschem Recht,  

wie dem Zuwendungsrecht oder internen Haushaltsrichtlinien. 

Neben Risiken möglicher Rechtsverstöße sind Wirtschaftsver-

bände und -kammern auch Reputationsrisiken ausgesetzt. Eine 

Position im Rampenlicht sowie das Propagieren gewisser Werte 

und Themen, machen Wirtschaftsorganisationen besonders an-

fällig für einen Imageverlust und den möglichen Imageschaden 

besonders dramatisch. Diese gehen oft einher mit einer Verant-

wortung gegenüber eigenen Mitgliedern, Dachorganisationen 

und den Zuschussgebern. Ein Imageschaden kann schnell über 

den eigenen Wirkungskreis relevant werden. 

Neben diesen, auch typischerweise für Unternehmen geltenden, 

Risiken für Wirtschaftsorganisation, sind auch solche zu nennen, 

die typischerweise der Charakter einer Mitgliederorganisation 

mit dem Ziel der Wahrnehmung von Interessen mit sich bringt. 

Sowohl europarechtliche Vorschriften als auch nationaler  

Regel der EU-Staaten verbieten wettbewerbsbeschränkende 

Maßnahmen. Auch Unternehmensvereinigungen sind, ebenso 

wie die ihnen angehörenden Unternehmen, Adressaten  

kartellrechtlicher Vorschriften. Dabei haben Verbände, insbe-

sondere Branchenverbände, gerade den Sinn, Wettbewerber 

mit dem Ziel der gemeinsamen Interessenwahrnehmung 

zu organisieren. Der Austausch und die Veröffentlichung 

von Unternehmensinformationen, Organisation von Treffen  

von Unternehmensvertretern in Ausschusssitzungen oder die 

Wahrnehmung von Interessen gegenüber politischen Stellen 

gehören zu den Hauptaufgabenfeldern von Verbänden und 

Kammern. Hier ist der Grat zwischen den zulässigen und ver-

botenen Maßnahmen recht schmal. Jedoch allein das Risiko des 

Verdachts von kartellrechtswidrigen Handlungen ist im Sinne 

der Mitgliedsunternehmen und der drohenden Konsequenzen 

unbedingt, sowohl für die Wirtschaftsorganisation als auch für 

die Unternehmen selbst, zu vermeiden und durch entsprechen 

Compliance-Regelungen vorzubeugen. 

Compliance in der AHK Polen
Die oben dargestellten Erwägungen hinsichtlich der für Wirt-

schaftsorganisationen bestehenden Risiken haben die AHK 

Polen zu entsprechenden Überlegungen hinsichtlich der  

Implementierung eines Compliance Management Systems in 

der AHK Polen bewogen.

Ausgangspunkt war ein durch den Vorstand der AHK Polen 

entwickeltes Leitbild, das Aufgaben und die Rolle der AHK  

sowie zentrale Werte definierte. Als zentrale Werte wurden 

dabei politische Neutralität, Ethik, Compliance , Transparenz, 

Kundennutzen, Wirtschaftlichkeit und Partnerschaft festgelegt.

In einem Code of Conduct hat sich die AHK Polen klar für die 

Entwicklung einer Kultur entschieden, die sich an ethischen 

Werten wie Integrität, Fairness und Nachhaltigkeit und der  

Einhaltung aller geltenden Gesetze orientiert. Herausgehoben 

wurden dabei drei Bereiche: Die Vermeidung von Interessen-

konflikten, die Vermeidung von Korruption sowie kartellrechts-

konformes Verhalten. 

Ein Interessenkonflikt zwischen Interessen der AHK Polen so-

wie Interessen von Mitgliedsunternehmen soll nach Möglich-

keit vermieden werden. Geachtet werden soll darauf, dass die  

Interessen der AHK- Mitarbeiter und Organmitglieder und  

Beauftragten nicht mit den Interessen der AHK Polen in Konflikt 

geraten. Die Trennung zwischen Interessen der AHK Polen und 

privaten Interessen der Mitarbeiter soll den Missbrauch der 

Stellung zugunsten privater Vorteile vermeiden. 

Die AHK Polen ist an der Schnittstelle zwischen Politik und Wirt-

schaft tätig, weshalb die Vermeidung von Korruption oder allein 

des Anscheins von Korruption einen zentraler Punkt darstellt. 

Der Code of Conduct verpflichtet Mitarbeiter und Organe 

der AHK Polen jegliches korruptive Verhalten zu unterlassen.  

Entscheidungsträgern dürfen keine unangemessenen Vorteile 

angeboten oder solche erbracht werden. Transparenz bei  

geschäftlichen Transaktionen und entsprechende Dokumen-

tation sind unumgänglich. 

Um kartellrechtskonformes Handeln zu gewährleisten, hat sich 

die AHK Polen, neben der im Code of Coduct erklärten Verpflich-

tung, zum Erlass von Regelungen für die Kammerarbeit ver-

pflichtet, die Kartellrechtsverstöße vermeiden sollen. Die Arbeit 

der AHK Polen lebt vom Meinungs- und Informationsaustausch 

der Mitglieder sowie von dem engagierten Zusammenwirken 

der Mitglieder für gemeinsame Ziele im Sinne einer erfolgrei-

chen Kammerarbeit. Durch Transparenz, Dokumentation und 

klare Grenzziehung soll die Zusammenarbeit der AHK Polen mit 

ihren Mitgliedern sowie die Zusammenarbeit der Mitglieder 

untereinander innerhalb der Grenzen des Kartellrechts erfolgen. 

Der Code of Conduct der AHK Polen setzt verbindliche  

Rahmenbedingungen für die Aktivitäten der AHK Polen fest 

und definiert das ethische Verhalten jedes ihrer Mitarbeiter,  

Organmitglieder und Beauftragten. Durch den Code of Conduct 

hat sich der Vorstand der AHK Polen verpflichtet, ein geeigne-

tes Compliance Programm einzurichten und durchzuführen.  

Dies beinhaltet sowohl die Benennung eines Compliance-Of-

ficers, die Implementierung entsprechender Regelungen so-

wie die Durchführung von Schulung als auch die regelmäßige 

Überprüfung der Compliance Aktivitäten und die Einrichtung 

von Informations- und Kommunikationsmöglichkeiten, die 

Mitarbeiter in die Lage versetzen, eine mögliche Verletzung 

des Code of Conduct oder eine Rechtsverletzung zu melden.

Ausgehend von den im Code of Conduct festgelegten Leit-

linien und auf Grundlage der im Rahmen der Risikoanalyse 

ermittelten Risiken, sollen interne Regelungen erlassen werden, 

die auf ein regelkonformes Handeln der AHK Polen abzielen. 

Schwerpunkte bilden dabei Regelungen betreffend der Frage 

von Zuwendungen, Sponsoring, Datenschutz und kartellrecht-

lich relevanter Themen. Ziel ist es, das richtige Maß zwischen 

dem was geregelt werden muss und übermäßiger Bürokratie 

und Überregulierung zu finden. 

Bei den bilateralen Auslandshandelskammern stand das  

Thema bislang nur vereinzelt auf der Prioritätenliste. Seitens 

des Dachverbandes, des Deutsch Industrie- und Handels-

kammertages (DIHK), wurde Ende 2014 ein Compliance-

Officer für die Auslandshandelskammern berufen.
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Niezbędność compliance 
w organizacji gospodarczej

Problem compliance nie traci na aktualności. Zwłaszcza w 

Niemczech bywamy konfrontowani z nim niemal codziennie 

przez lekturę gazet oraz sprawozdania mediów. Niektóre przed-

siębiorstwa, przede wszystkim duże koncerny, zainteresowały 

się tym tematem odpowiednio wcześnie, powołały do życia 

specjalne systemy compliance oraz podjęły inne odpowiednie 

kroki w celu zapewnienia minimalizacji ryzyka w tym zakresie. 

Niejednokrotnie regulacjami przyjętymi w centrali koncernu,  

z których wynikają określone zobowiązania, objęci zostają 

również partnerzy i dostawcy z grona firm średniej wielkości.  

Tą właśnie drogą compliance trafia zwykle do biznesowej klasy 

średniej. Nie jest to jednak jedyna ścieżka. Wiele średniej wiel-

kości przedsiębiorstw zmaga się ze skandalami korupcyjnymi 

i ich reperkusjami, co skłania osoby odpowiedzialne za prowa-

dzenie spółki do przyjęcia wewnętrznych regulacji mających na 

celu wykrycie naruszeń prawa i zapobieganie im w przyszłości.  

Niekoniecznie regulacje te noszą nazwę (systemów) compliance, 

służą wszakże do realizacji tego samego celu.

Niemieckie koncerny, podobnie jak liczne przedsiębiorstwa 

średniej wielkości, prowadzą działalność ukierunkowaną 

na eksport. Zagraniczne zaangażowanie oraz współpraca 

z partnerami z innych państw należą więc do codzienności. 

Rodzi to potrzebę zapewnienia bezpieczeństwa i pewności 

co do tego, że zasady obowiązujące w danej firmie będą  

przestrzegane również w państwach, do których wysyłane są 

produkty, a wszyscy partnerzy przystąpią do systemu complian-

ce. Okazuje się to problematyczne w przypadku tych rynków 

zagranicznych, na których sprawie compliance nie przypisuje 

się takiego znaczenia jak w Niemczech. 

Wśród pracowników polskich firm świadomość compliance 

wzrosła w ostatnich latach znacząco. Stopniowo przedsiębiorcy 

zaczynają dostrzegać ryzyko płynące z zaniedbań w tym przed-

miocie, choć niestety nadal bywa on niedoceniany, podobnie z 

resztą jak niekiedy w Niemczech. Szereg głośnych skandali ko-

rupcyjnych przedstawianych ze szczegółami przez media oraz 

działalność prewencyjna Centralnego Biura Antykorupcyjnego 

pozwoliły zyskać tematowi compliance znaczną popularność. 

Rangę problemu podniosły również działania niektórych uczest-

ników obrotu gospodarczego, takich jak Warszawska Giełda 

Papierów Wartościowych.

Splot gospodarek narodowych oraz transgraniczna aktywność 

przedsiębiorstw pokazuje jednak, że compliance nigdy nie był 

tematem stricte krajowym i nim być nie może. Im intensyw-

niejsza współpraca przedsiębiorstw ponad granicami państw, 

poza własnymi ojczyznami, tym bardziej zagadnienie to nabiera 

na znaczeniu. 

Gospodarki Polski i Niemiec są silnie ze sobą splecione.  

Cechuje je nie tylko wysoko rozwinięta wymiana handlowa, lecz 

również duże znaczenie wzajemnych inwestycji. Aktualność 

problemu compliance w obliczu silnej orientacji niemieckich 

przedsiębiorstw na eksport oraz ich znacznego zaangażowania 

w Polsce, a także wzrastającej, odbieranej bardzo pozytywnie, 

aktywności polskich firm na rynku niemieckim skłoniła nas, 

Polsko-Niemiecką Izbę Przemysłowo-Handlową (AHK), do po-

święcenia temu zagadnieniu szczególnej, należnej mu uwagi. 

Przedstawiony rozwój sytuacji był jednym z głównych impulsów 

do założenia w 2010 roku, wspólnie z Uniwersytetem Europej-

skim Viadrina oraz Polsko-Niemieckim Związkiem Prawników, 

Polsko-Niemieckiego Forum Prawa i Gospodarki. Pragnęliśmy 

stworzyć w ten sposób platformę spotkań tematycznych dla 

przedsiębiorców, umożliwiającą zdobycie wiedzy z zakresu 

tematów związanych z compliance z obszaru prawa i gospo-

darki, a także wymianę doświadczeń między samymi uczest-

nikami, zarówno branżowymi praktykami jak i naukowcami. 

Tematy poruszane w ciągu ostatnich pięciu lat na konferencjach  

skupiały się zatem na compliance dla przedsiębiorstw, nawią-

zując regularnie do praktyki gospodarczej.

Udział ekspertów, zainteresowanie mediów oraz wysoka  

frekwencja potwierdzają duże znaczenie omawianych  

zagadnień i trafność obranej koncepcji organizacyjnej. W cią-

gu ostatnich lat odnotowywaliśmy stały wzrost zainteresowa-

nia Forum wśród prawników, naukowców i przedsiębiorców,  

co odzwierciedla również rosnące znaczenie tematyki  

compliance w polskim środowisku gospodarczym.

Aby skuteczniej popularyzować zagadnienia związane z com-

pliance wśród członków AHK i innych zainteresowanych pod-

miotów, zarząd Izby powołał Komisję ds. Compliance. Jest to 

zespół ekspertów złożony z oficerów compliance międzyna-

rodowych korporacji, pełniący z jednej strony rolę płaszczyzny 

wymiany informacji w środowisku, z drugiej natomiast publicz-

nego rzecznika AHK w tematyce compliance. 

Inicjatywa oraz merytoryczne wsparcie członków Komisji przy 

organizacji spotkań poświęconych problemowi compliance 

oraz regularna publikacja artykułów na ten temat pomogły AHK 

w efektownym zaprezentowaniu problematyki oraz pozwoliły 

nam działać w interesie przedsiębiorców na niwie politycznej. 

Eksperci służą również radą firmom przy implementacji  

wewnętrznych regulacji compliance. 

Obok działalności AHK na rzecz wspierania rozwoju świado-

mości znaczenia compliance w polsko-niemieckim środowisku 

gospodarczym, zadanie jej dokładniejszego naświetlania stawia 

organizacji, jako bilateralnej izbie handlowej, również polska 

Ustawa o izbach gospodarczych. 

Chociaż dyskusja o compliance prowadzona jest w niemiec-

kich zrzeszeniach podmiotów gospodarczych od kilku lat, Izby 

Przemysłowo-Handlowe w obrębie własnych struktur wy-

jątkowo rzadko ustanawiały organy compliance, czyniąc to  

zwykle w następstwie własnych skandali korupcyjnych. Związki 

branżowe, zwłaszcza w dziedzinach silnie regulowanych jak 

ubezpieczenia czy służba zdrowia, podeszły do tematu znacznie 

energiczniej i ustanawiały wewnętrzne regulacje compliance 

– kierując na te działania zainteresowanie mediów – również 

po to, aby poprzez stworzenie przejrzystych przepisów zabez-

pieczyć się przed powstaniem wrażenia funkcjonowania w ich 

szeregach układów monopolistycznych. 

 
W bilateralnych izbach handlu zagranicznego temat ten 
tylko w pojedynczych przypadkach uznawano za prio-
rytetowy. Pod koniec 2014 roku swojego oficera com-
pliance dla izb handlu zagranicznego powołała jednak  
Niemiecka Rada Izb Przemysłowych i Handlowych 
(Deutsche Industrie- und Handelskammertag, DIHK), 
centralne krajowe zrzeszenie tych organizacji.

Thomas Urbańczyk, LL.M. 
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Compliance w zrzeszeniach
Oczywistością jest, że zrzeszenia i izby tworzone przez organiza-

cje skupiające podmioty gospodarcze mają tak samo obowiązek 

zapobiegać przestępstwom i wykroczeniom oraz przestrzegać 

ustaw, rozporządzeń, statutów i regulaminów oraz regulacji 

branżowych jak wszyscy inni uczestnicy obrotu gospodarczego. 

Zgodnie z prawem i zasadami zachowywać muszą się również 

ich pracownicy i członkowie organów, niejednokrotnie sprawu-

jący swoje funkcje społecznie. Oczekiwania te są oczywiste i nie 

wymaga się ze strony pracowników żadnej specjalnej deklaracji. 

U podłoża tej problematyki leży oczywiście ograniczenie ryzy-

ka odpowiedzialności prawnej w stosunkach wewnętrznych 

i zewnętrznych. Przepisy ustanawiające tę odpowiedzialność  

wywodzą się z porządków prawnych państw-gospodarzy,  

na potrzeby których owe izby są też zakładane i prowadzone. 

Odpowiedzialność ta może wynikać np. z prawa karnego skar-

bowego, obowiązków rozliczeniowych lub regulacji prawno-

karnych. Działalności izb handlu zagranicznego towarzyszy 

również, jak każdej działalności podmiotów gospodarki, ryzyko 

wynikające z prawa pracy i ochrony danych osobowych. Do tego 

dochodzi zwykle odpowiedzialność nałożona na podstawie 

przepisów niemieckiego prawa, zwłaszcza aktów ustawowych  

o pomocy publicznej oraz wewnętrznych regulacji budżeto-

wych, jako że większość izb otrzymuje wsparcie finansowe  

ze strony Federalnego Ministerstwa Gospodarki i Innowacji. 

Oprócz skutków naruszenia prawa, zrzeszenia i izby gospodar-

cze narażone bywają również na ryzyko utraty reputacji. Działal-

ność publiczna oraz propagowanie określonych wartości czynią 

z nich wrażliwy cel, a szkody na wizerunku dotykają je szczegól-

nie silnie. Często szkodom tym towarzyszą też dalsze reperkusje, 

zwłaszcza w postaci odpowiedzialności względem członków, 

nadrzędnych federacji oraz podmiotów udzielających wsparcia 

finansowego. Zdarzenie powodujące szkodę na wizerunku izby 

może więc szybko odbić się na reputacji całego środowiska.  

Grożącemu stowarzyszeniom gospodarczym ryzyku, typowe-

mu również dla przedsiębiorstw, należy przeciwstawić takie 

zagrożenia, które właściwe są wyłącznie organizacjom o cha-

rakterze zrzeszeń członkowskich i których celem pozostaje 

reprezentowanie określonych interesów. Zarówno przepisy 

prawa europejskiego jak i krajowych porządków prawnych 

państw unijnych zabraniają działań skutkujących ogranicze-

niem konkurencji rynkowej. Adresatem norm antymonopo-

lowych są zarówno zrzeszenia jak i każde z przynależących 

do nich przedsiębiorstw. Tymczasem sensem istnienia takich 

zrzeszeń, w szczególności branżowych, jest organizowanie 

konkurujących ze sobą uczestników danego rynku w celu 

umożliwienia skutecznej wspólnej reprezentacji ich intere-

sów. Wymiana i publikacja danych przedsiębiorstw, organizacja  

spotkań ich przedstawicieli na posiedzeniach zakładanych w 

tym celu komisji oraz reprezentacja wspólnych interesów wobec 

organów politycznych należą do głównych zadań zrzeszeń i izb. 

W tym wypadku między postępowaniem dopuszczalnym  

a zabronionym przebiega jednak cienka linia. Ze względu na 

interesy samego zrzeszenia jak i jego przedsiębiorstw człon-

kowskich oraz grożące im konsekwencje, organizacja powin-

na bezwzględnie unikać ryzyka zaistnienia podejrzeń o dzia-

łanie niezgodne z przepisami antymonopolowymi i w celu 

prewencji wprowadzić odpowiednią regulację compliance. 

 

Compliance w Polsko-Niemieckiej Izbie 
Przemysłowo-Handlowej 
Przedstawione powyżej rozważania dotyczące ryzyka zagraża-

jącego organizacjom gospodarczym skłoniły AHK do podjęcia 

działań w kierunku implementacji własnego systemu zarzą-

dzania compliance.

Jako punkt wyjścia obrano wizję opracowaną przez zarząd AHK, 

w której określone zostały zadania i rola Izby oraz przyświeca-

jące jej wartości. Za najważniejsze z nich uznano polityczną 

neutralność, etyczne postępowanie, compliance, transparencję, 

korzyść dla klienta, gospodarność oraz partnerstwo.

W sformułowanym z tej okazji Kodeksie Postępowania AHK 

jednoznacznie opowiedziano się za rozwojem kultury opartej 

o etyczne postawy integralności, uczciwości, trwałości oraz 

dochowania wszelkich obowiązujących przepisów prawa. 

Wyjątkową uwagę poświęcono trzem zagadnieniom: unika-

niu konfliktu interesów, zapobieganiu korupcji oraz działaniu 

zgodnemu z przepisami antymonopolowymi. 

W miarę możliwości należy unikać powstawania konfliktu  

interesów między AHK a przedsiębiorstwami członkowskimi. 

Powinno się zwracać uwagę na to, aby nie doszło do sprzecz-

ności między interesem pracowników Izby tudzież członków 

i pełnomocników jej organów a samą AHK. Wyraźny podział 

między interesami Izby a prywatnymi służyć ma ochronie przed 

nadużyciami stanowisk w celu uzyskania prywatnych korzyści. 

Polska AHK działa na styku polityki i gospodarki, w związku z 

czym zapobieganie korupcji lub choćby powstaniu wrażenia 

jej istnienia stanowi bardzo ważny aspekt jej pracy. Kodeks 

Postępowania zobowiązuje pracowników i organy AHK do za-

niechania wszelkich zachowań noszących znamiona korupcji. 

Decydentom nie wolno składać niestosownych propozycji 

gwarantujących ich osobiste korzyści ani tym bardziej takie 

korzyści wręczać. Za nieodzowną uznaje się transparencję oraz 

dokumentację transakcji biznesowych. 

Aby zapewnić zgodność działalności z prawem antymono-

polowym, AHK zobowiązała się, oprócz zawarcia w Kodeksie 

Postępowania oficjalnej deklaracji o wprowadzeniu stosow-

nych regulaminów pracy, do unikania naruszeń tych przepisów. 

Codzienna efektywna działalność AHK oraz odnoszone przez nią 

sukcesy zależne są od wymiany opinii i informacji między 

członkami oraz od ich zaangażowanej kooperacji na rzecz  

realizacji wspólnych celów. Transparencja, dokumentacja oraz 

ustanowienie wyraźnych granic umożliwić ma współpracę  

między AHK i jej członkami oraz między nimi samym w ramach 

wyznaczonych przez prawo antymonopolowe. 

Kodeks Postępowania polskiej AHK ustala wiążące ramy dla 

działalności Izby i definiuje, czym powinno być etyczne za-

chowanie w przypadku pracowników, członków organów 

oraz pełnomocników. W Kodeksie zarząd AHK zobowiązał się 

do opracowania i wprowadzenia odpowiedniego programu  

compliance. Zawiera się w tym zwłaszcza mianowanie oficera 

compliance, implementacja centralnej regulacji, przeprowa-

dzenie szkoleń oraz regularna kontrola aktywności na rzecz 

compliance i stworzenie możliwości doinformowania się  

pracowników i zgłoszenia przez nich podejrzenia o naruszenie 

Kodeksu Postępowania tudzież przepisów prawa.

Przyjmując wytyczne zawarte w Kodeksie Postępowania jako 

punkt wyjściowy i opierając się na wynikach analizy ryzyka dla 

compliance, uchwalone zostać mają wewnętrzne dyrektywy 

zmierzające do zapewnienia zgodności działań AHK z pra-

wem i ze zobowiązaniami. Główna uwaga skupi się w nich na  

regulacjach dotacji, sponsoringu, ochronie danych osobowych 

oraz zagadnień z zakresu prawa antymonopolowego. Celem 

tych przepisów jest znalezienie odpowiedniej równowagi mię-

dzy materią wymagającą unormowania a uniknięciem nadmier-

nej biurokratyzacji i zbędnej regulacji. 

W bilateralnych izbach handlu zagranicznego problem ten 

tylko w pojedynczych przypadkach uznawano za prioryte-

towy. Pod koniec 2014 roku swojego oficera compliance dla 

izb handlu zagranicznego powołała jednak Niemiecka Rada 

Izb Przemysłowych i Handlowych (Deutsche Industrie- und 

Handelskammertag, DIHK), centralne krajowe zrzeszenie 

organizacji tego typu.

Summary

The ongoing importance of Compliance is noticeable. In Germany you confront it anywhere – in the newspapers or in any 
other media. Many enterprises, big companies in particular, commenced working on Compliance two years ago, and managed 
to develop adequate measures and risk-avoidance mechanisms. In Poland and among Polish entrepreneurs the awareness 
about Compliance broadened significantly in the last few years. Similar to Germany, the risks of ignoring Compliance measures 
are becoming more often recognised, however sometimes disregarded. The economies of Poland and Germany are closely 
related, and the role of investment is as vitally important as the mutual trade exchange. The ongoing importance of Compli-
ance for a strongly export-oriented German economy with its companies actively present in Poland, and the accelerating 
optimistic expansion of Polish enterprises in Germany, were the reasons for which the Polish-German Chamber of Industry 
and Commerce decided to go into the issue of Compliance.
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Einführung von Compliance-Regelungen 
in mittelständischen Interessenvertretungen 

und Wirtschaftsverbänden
-

Vortrag im Rahmen des V. Deutsch-Polnischen Forums für Recht und Wirtschaft, 
05.11.2014, Warschau

Das Thema Compliance ist seit einigen Jahren nicht mehr aus-

schließlich der Unternehmenspraxis vorbehalten, sondern wird 

zunehmend auch für Interessenvereinigungen und Wirtschafts-

verbände relevant. Einen der Hauptgründe für diese Entwick-

lung stellt das Verbandskartellrecht dar, insbesondere aufgrund 

der strengen Bußgeldpraxis der Kartellbehörden. Daneben kön-

nen aber auch andere Bereiche wie der Umgang mit Geschen-

ken und Einladungen, das Arbeitsrecht, das Datenschutzrecht, 

das Steuerrecht, interne Interessenskonflikte und der Schutz 

von Unternehmensgeheimnissen bei der Verbandstätigkeit 

unter Compliance-Gesichtspunkten risikoträchtig sein. 

Durch vorbeugende Compliance-Vorkehrungen bei Wirt-

schaftsverbänden soll einerseits eine Minimierung von nicht 

zu unterschätzenden Haftungsrisiken für den Verband, dessen 

Organe und Mitgliedsunternehmen herbeigeführt, andererseits 

sind funktionierende Compliance-Strukturen für der Reputati-

onsbildung und Reputationserhaltung eines Verbandes von 

nicht zu vernachlässigender Bedeutung. 

Im Rahmen des nachfolgenden Überblicks werden in aller Kürze 

typische verbandsspezifische Compliance-Fragen behandelt.

I. Einleitung
Unter den Oberbegriff der Interessenvertretungen und Wirt-

schaftsverbände kann man all die Organisationen fassen, die 

einen Zusammenschluss aus Mitgliedern darstellen, um ge-

meinsam und gebündelt auf unterschiedliche Art und Wei-

se eigene Interessen, etwa durch Lobbyarbeit, nach außen 

zu vertreten, insbesondere gegenüber staatlichen Stellen. 

Unternehmen sind in vielfältiger Weise bestrebt, ihre 

wirtschaftlichen Interessen über Verbände zu verfolgen.  

In Deutschland sind diese Organisationen überwiegend 

als eingetragene (nichtwirtschaftliche) Vereine organisiert.  

Deutschland gilt dabei mit annähernd 600.000 Vereinen  

(auf ca. 140 Einwohner kommt ein Verein) als das  Land der 

Vereine1 und Verbände  und dürfte damit im internationalen 

Vergleich einen Spitzenplatz einnehmen. Das zeigt auch die 

quantitative Bedeutung von Verbands-Compliance.

Da eines der wesentlichen Ziele von Interessenvertretungen 

und Wirtschaftsverbänden das  Lobbying  im weitesten Sinne, 

also die Vertretung der eigenen und Stärkung der Mitgliederin-

teressen darstellt, liegt bei der Verbandsarbeit aus Compliance-

Sicht die Schwierigkeit darin, die nicht selten schmale Grenze 

zwischen zulässigem und unzulässigem Verbands-, Organ-, 

Mitgliederverhalten objektiv erkennbar bestimmen zu können. 

II. Beweggründe 
für die Einführung von 

Compliance-Regelungen 
Die allgemein im Unternehmensbereich vorhandene Compliance- 

Pflicht, sich regelkonform zu verhalten, gibt es auf Verbandse-

bene entsprechend. Die Vereinsleitung trifft die Pflicht, für die 

Einhaltung von Recht und Gesetz zu sorgen. Für das Innenver-

hältnis lässt sich die vereinsrechtliche Compliance-Pflicht mit 

der allgemeinen Sorgfaltspflicht eines ordentlichen Vereinslei-

ters begründen. Diese erfasst auch die Pflicht, den Verband vor 

Vermögens- und Imageschäden zu bewahren. Für das Außen-

verhältnis lässt sich die in § 130 Abs. 1 Satz 1 OWiG verankerte 

Aufsichtspflicht als Rechtsgrundlage für die Einrichtung einer 

Compliance-Organisation anführen. Danach müssen solche 

Maßnahmen ergriffen werden, die Zuwiderhandlungen gegen 

gesetzliche Pflichten verhindern können. Verbands-Compliance 

dient damit vor allem der Vorbeugung und Begrenzung von 

Schäden in Form von Bußgeldern, Schadensersatzverpflichtun-

gen, behördlichen Geschäftsverboten und Auflagen. Weiterer 

wesentlicher Beweggrund ist der Reputationsschutz.

 

III. Verbandsspezifische 
Risikoanalyse

Vor Einführung eines Compliance-Systems und dazugehörigen 

Regelungen sollte unbedingt eine verbandsspezifische Risiko-

analyse durchgeführt werden, die eine Anpassung der wirklich 

erforderlichen Maßnahmen ermöglicht. Compliance-Strukturen  

von der Stange  sind unzweckmäßig; eine Compliance-Organi-

sation darf sich Schwerpunkte setzen. Dies bedeutet, dass nicht 

alle, sondern nur die sensiblen, schadensanfälligen und bran-

chentypischen Verbandsbereiche in die Compliance-Organisati-

on mit einzubeziehen sind. Eine alle Verbandsbereiche umfassen-

de Compliance-Organisation ist weder gefordert noch sinnvoll.  

Die häufigsten Risikofelder werden nachfolgend behandelt:

1. Kartellrecht
Das Kartellrecht wird bei der Verbandsarbeit stets ein   zumin-

dest potentielles  Risikofeld darstellen. Die Verbandsarbeit ist 

entgegen teils verbreiteter Auffassung nicht von der Anwen-

dung des Kartellrechts ausgenommen. Aufgrund der strengen 

bußgeldrechtlichen Haftung, die nicht nur den Verband und 

dessen Organe bzw. Mitarbeiter, sondern auch die verbandsan-

gehörigen Unternehmen (auch als Ausfallhaftung) treffen kann, 

muss das Kartellrecht bei einer verbandsspezifischen Risiko-

analyse immer berücksichtigt werden. Dies gilt umso mehr, als 

dass Branchenverbände gerade den Sinn haben, Wettbewerber 

zum Zwecke der gemeinsamen Interessenvertretungen zusam-

menzubringen. Die Entwicklung in der Verfolgungspraxis des 

Bundeskartellamts zeigt, dass die Verbandsarbeit zunehmend 

in den Fokus der kartellrechtlichen Ermittlungen geraten kann 

und die verhängten Bußgelder teils  astronomische  Höhen 

erreichen können.

1  Kapp/Hummel, CCZ 2013, 240.

Verbandstypische Verstöße mit kartellrechtlicher Relevanz sind 

denkbar, sofern die Verbandsarbeit als Plattform für Mitglie-

derkartelle missbraucht wird, der Verband einen Eigenverstoß 

begeht oder es zu einer Kombination von Plattformmiss-

brauch und Eigenverstoß kommt. Kritische Verhaltensweisen 

stellen dabei die Kernverstöße wie Preisabsprachen, Mengen-

beschränkungen und Gebietsaufteilungen dar, können sich 

aber auch im Graubereich abspielen (wettbewerbsrelevanter 

Informationsaustausch, Boykottierungsbestrebungen usw.).  

Sensible Situationen sind regelmäßig insbesondere Treffen bei 

und neben Verbandssitzungen, Foren zum gemeinsamen Aus-

tausch, Gemeinschaftsinitiativen oder Verbandserklärungen 

und Selbstverpflichtungen.

Ziel einer Compliance-Organisation in diesem Bereich liegt also 

darin, funktionierende (Selbst- und Dritt-)Kontrollmaßnahmen 

einzuführen2. 

2. Korruptions-Compliance
Einen weiteren wichtigen Eckpfeiler der Risikoanalyse bildet die 

Korruptions-Compliance. Mit der typischen Lobbyarbeit von 

Wirtschaftsverbänden ist eine Vielzahl von Veranstaltungen, 

Arbeitsessen, Bewirtungen, Dienstreisen ins In- und Ausland, 

Gast- und Jubiläumsgeschenken, Honorarzahlungen für Vorträ-

ge und Gutachtertätigkeiten verbunden. Mit dieser Thematik 

kommt früher oder später jeder Wirtschaftsverband in Berüh-

rung. Der korrekte Umgang mit Geschenken, Einladungen und 

sonstigen Zuwendungen gehört damit zwangsläufig zu den 

wichtigsten Compliance-Bereichen eines Verbandes. Die Fra-

gestellungen sind hier komplex, da verschiedene Rechtsma-

terien (Korruptionsstrafrecht einerseits, Steuerrecht anderer-

seits) aus unterschiedlichen Blickwinkeln (Verband/Mitarbeiter/

Dritter als Zuwendungsgeber bzw. Zuwendungsempfänger)  

angesprochen sind3.

Das Ziel der Verbands-Compliance in diesem Bereich liegt darin, 

transparente und unmissverständliche Verhaltensregeln mit 

ggfs. konkretisierten Wertgrenzen vorzugeben, aus denen  

objektiv erkennbar wird, welches Verhalten (noch) toleriert wird 

und ab wann ein Verstoß vorliegt. 

3. Datenschutz
Bei der Ausübung der Verbandstätigkeit haben verbandsinterne 

Personen häufig Zugriff auf sensible Informationen und Be-

triebsgeheimnisse von Mitgliedsunternehmen. Hierbei kann es 

sich um Unternehmens-Know-How von erheblichem Wert oder 

um Informationen handeln, die geeignet sind, behördliche Er-

mittlungen auszulösen. Verbände nehmen in diesen Fällen eine 

anwaltsgleiche Stellung ein und sie trifft daher eine besondere 

Pflicht, sicherzustellen, dass diese Informationen vertraulich 

behandelt und vor Weitergabe geschützt sind4.

Dr. Dominik Wagner, LL.M.

2  vgl. weitergehend Kapp/Hummel, CCZ 2013, 240 ff.
3  vgl. weitergehend Brouwer, CCZ 2009, 161, 163. 4  Brouwer, CCZ 2009, 161, 163 f.
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4. Sonstiges, insbesondere unter 
dem Gesichtspunkt des Reputationsschutzes 
Je nach Verbandsausrichtung lassen sich zahlreich noch weite-

re Punkte auflisten, die nicht selten unter dem Gesichtspunkt 

des Reputationsschutzes Eingang in Compliance-Strukturen 

finden. Hierzu gehören u.a. die Verpflichtung zur Einhaltung 

arbeitsrechtlicher Vorschriften und international anerkannter 

arbeitnehmerrechtlicher Mindeststandards, die Missbilligung 

von Kinderarbeit und Ausbeutung von Jugendlichen, ein 

Bekenntnis zur Antidiskriminierung und Gleichbehandlung 

oder Einhaltung ethischer und sozialer Grundsätze, Fairness  

im Geschäftsverkehr.

IV. Umsetzung der 
Compliance-Regelungen

Bei der Einführung von Compliance-Regelungen orientieren 

sich Verbände weitestgehend an der Unternehmenspraxis. 

Der zumeist von der Verbandsleitung initiierte Compliance-

Kodex wird im Rahmen von Mitgliederversammlungen erörtert 

und nebst einer Selbstverpflichtung als vereinsinternes Recht 

durch Beschluss angenommen. Mit den neuen Compliance-

Richtlinien wird sodann regelmäßig, aus Reputationszwecken, 

öffentlichkeitswirksam umgegangen.

Dr. Dominik Wagner, LL.M.

Als Salary-Partner bei TIGGES Rechtsanwälte in Düsseldorf mitverantwortlich für die Bereiche 
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Darüber hinaus gehende, aktiv funktionierende Kontrollmecha-

nismen mit regelmäßigen Schulungen, eigenen Compliance-

Beauftragten und internen/externen Audits führen, sofern 

ersichtlich, bislang nur größere, entsprechend budgetierte 

Wirtschaftsverbände ein. 

V. Ausblick
Mit zunehmender Größe und Professionalität von  

Wirtschaftsverbänden, immer komplexeren rechtlichen und 

wirtschaftlichen Verflechtungen sowie anhaltenden oder gar 

zunehmenden Haftungsrisiken für Verbände, deren Organe, 

Mitarbeiter und Mitglieder werden bei diesen auch Compliance- 

Fragen immer weiter an Bedeutung zunehmen. Viele mittel-

ständische Organisationen verfügen bereits heute über eigene  

Verhaltensregelungen,  -Leitfäden oder Compliance-Handbücher.  

Dies erfolgt nicht nur aus Gründen der Außendarstellung,  

sondern auch aus Gründen der eigenen Haftungsminimierung. 

Unter Berücksichtigung der bisherigen Entwicklung ist es 

sehr wahrscheinlich, dass noch weitere Verbände mit eigenen  

Compliance-Regelungen nachziehen und die Compliance-

Systeme im Verbandsbereich insgesamt vielschichtiger  

werden.

Implementacja regulacji compliance 
w związkach interesów i zrzeszeniach 

przedsiębiorców średniej wielkości
Prelekcja w ramach V Polsko-Niemieckiego Forum Prawa i Gospodarki, 

05.11.2014, Warszawa

Od kilku lat zagadnienie compliance, pojawiające się wcze-

śniej wyłącznie w praktyce prowadzenia przedsiębiorstw,  

zyskuje na znaczeniu również dla związków interesów oraz zrze-

szeń uczestników obrotu gospodarczego. Jednej z głównych  

przyczyn takiego rozwoju wypadków należy upatrywać w ewo-

lucji prawa antymonopolowego związków i federacji, a zwłasz-

cza w surowej praktyce urzędów antymonopolowych w kwestii  

stosowania kary grzywny. Własne ryzyko dla związków i  

zrzeszeń w kontekście compliance niosą jednak również inne 

czynniki, takie jak postępowanie z podarunkami i zaproszeniami,  

prawo pracy, ochrona danych osobowych, prawo podatkowe 

czy wewnętrzne konflikty interesów. 

Profilaktyczne działania zrzeszeń gospodarczych w zakresie 

compliance z jednej strony mają na celu minimalizację nieba-

gatelnego ryzyka poniesienia odpowiedzialności prawnej za 

działalność związkową organów czy przedsiębiorstw członkow-

skich, z drugiej natomiast sprawne struktury compliance mają 

kluczowe znaczenie dla budowania i podtrzymywania dobrej 

reputacji zrzeszenia.

W ramach następującego przeglądu krótko przedstawione 

zostaną problemykwestie compliance typowe dla specyfiki 

codziennej działalności związków i federacji.

I. Wprowadzenie
Pojęciem zbiorczym „związki interesów i zrzeszenia gospodar-

cze” objąć można wszystkie organizacje zrzeszające członków 

razem reprezentujących wspólne interesy na zewnątrz, szcze-

gólnie względem instytucji państwowych, poprzez wspólne 

działania różnego typu, np. lobbing. Przedsiębiorstwa dążą 

na różne sposoby do zaspokojenia swoich interesów poprzez 

wspólne zrzeszenia. W Niemczech organizacje te działają prze-

ważnie w formie zarejestrowanych stowarzyszeń (o charakterze 

niezarobkowym). Niemcy uchodzą przy tym z całkowitą licz-

bą ponad 600.000 stowarzyszeń (jedno przypada na ok. 140 

mieszkańców) za istną związkową mekkę – „kraj stowarzyszeń 

i zrzeszeń“1 – zajmując pod tym względem czołowe miejsce na 

świecie. Fakt ten unaocznia również pokaźną liczbę podmiotów, 

dla których znaczenie będzie miało związkowe compliance.

Jako że do nadrzędnych celów operacyjnych wszelkich zrzeszeń 

i federacji gospodarczych należy szeroko pojęty lobbing, a więc 

reprezentacja wspólnych grupowych interesów i wzmocnienie 

pozycji członków, z perspektywy compliance wyzwaniem dla 

codziennej pracy związków będzie wypracowanie umiejętności 

obiektywnego rozpoznawania granicy dopuszczalnego postę-

powania zrzeszenia, jego organów lub członków. 

II. Motywy wprowadzania 
regulacji compliance 

Ogólnie obowiązująca w przedsiębiorstwach zasada postępo-

wania zgodnie z przyjętymi zasadami i normami ma swój odpo-

wiednik na niwie zrzeszeń. Obowiązek dbania o przestrzeganie 

prawa spoczywa na zarządzie. W stosunku wewnętrznym w 

obrębie samego zrzeszenia obowiązki dotyczące zapewnienia 

compliance wywodzą się z ogólnego obowiązku prezesa do sta-

rannego prowadzenia spraw. Obejmuje on również obowiązek 

obrony zrzeszenia przed szkodami na majątku i wizerunku. Dla 

stosunku zewnętrznego podstawę do stworzenia systemu com-

pliance znaleźć można w ujętym w § 130 ust. 1 zd. 1 niemieckiej 

ustawy o wykroczeniach (Ordnungswidrigkeitengesetz, OWiG) 

obowiązku starannego sprawowania nadzoru. Wymaga on pro-

wadzenia działań zapobiegających naruszeniom prawnych obo-

wiązków. Związkowe compliance służyć więc będzie przede 

wszystkim celom prewencyjnym i ograniczeniu powstania 

szkód w formie mandatów, zobowiązań odszkodowawczych, 

administracyjnych zakazów prowadzenia określonych rodzajów 

działalności oraz warunków. Kolejnym znaczącym motywem 

założenia systemu compliance jest ochrona reputacji. 

1  Kapp/Hummel, CCZ 2013, 240.

Dr. Dominik Wagner, LL.M.
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III. Analiza ryzyka
 typowego dla zrzeszeń

Wprowadzenie systemu compliance i związanych z nim nowych 

regulacji wewnętrznych powinno być koniecznie poprzedzone 

analizą potencjalnego ryzyka z uwzględnieniem specyfiki 

zrzeszenia, umożliwiającą dobór tych środków działania, które 

okazują się rzeczywiście niezbędne. Konwencjonalne struktury 

compliance są bezcelowe; przy organizacji compliance należy 

kierować się określonymi priorytetami. Oznacza to, że nie należy 

uwzględnić w niej wszystkich możliwych aspektów, a jedynie 

te wrażliwe, podatne na powstanie szkód oraz ważne dla danej 

branży. System compliance uwzględniający wszystkie elementy 

danego zrzeszenia nie jest ani potrzebny ani sensowny. 

Poniżej przedstawiono zestawienie najczęściej popełnianych 

błędów:

1. Prawo antymonopolowe
Ta gałąź prawa należy w przypadku federacji, przynajmniej 

potencjalnie, do stałych ognisk zapalnych. Wbrew popular-

nej poniekąd opinii działalność zrzeszeń nie jest wyjęta spod  

regulacji prawa antykartelowego. Powinno ono zawsze znaleźć 

uwzględnienie w działalności federacji, chociażby w obliczu 

poważnych konsekwencji finansowych grożących nie tylko 

związkowi i jego organom, ale także jego członkom (m.in. w 

razie aktualizacji ich odpowiedzialności jako poręczycieli w razie 

postępowania egzekucyjnego przeciw federacji). Wynika to  

z resztą z logiki istnienia i funkcjonowania federacji branżowych, 

mających przecież na celu zrzeszanie uczestników tego samego 

rynku w celu realizacji wspólnych interesów. Analiza działań 

Federalnego Urzędu Antymonopolowego uświadamia coraz 

większe skupienie dochodzeń na pracy federacji oraz możli-

wości nakładania wprost „astronomicznych“ kar.

Typowe dla zrzeszeń nieprawidłowości na tle prawa antykarte-

lowego pojawiają się zwłaszcza w kontekście nadużycia pracy 

federacji do celów karteli uformowanych przez członków, 

naruszenia przez zrzeszenia interesu własnych członków,  

samodzielnie lub w połączeniu z nadużyciem federacji jako 

platformy porozumiewawczej. Krytyczne zachowania, czyli  

czyny zabronione takie jak wspólne ustalanie ceny, ograniczanie 

podaży oraz dzielenie stref wpływów, mogą się jednak odbywać 

również w swoistej szarej strefie (pod płaszczykiem np.  

wymiany relewantnych informacji, umawianie się na bojkot itp.). 

 

Do delikatnych problemów należą zazwyczaj spotkania przy 

okazji zgromadzeń członkowskich, fora dyskusyjne służące  

wymianie poglądów i doświadczeń, wspólne inicjatywy  

członków oraz deklaracje i samozobowiązania zrzeszeń. 

Celem systemu compliance w tej sferze będzie więc wprowa-

dzenie skutecznych mechanizmów kontroli (samokontroli oraz 

kontroli z zewnątrz)2. 

2. Antykorupcyjne compliance
Dalszy ważny filar analizy ryzyka stanowi compliance anty-

korupcyjne. Z typową pracą lobbystyczną związków bizneso-

wych wiążą się liczne imprezy, obiady z partnerami, gościnne 

przyjęcia, podróże służbowe po kraju i za granicę, podarunki 

wynikające z gościnności lub szczególnych okazji czy wypłaty 

honorarium za prelekcje lub pracę w charakterze biegłego rze-

czoznawcy. Z przedstawioną tematyką zetknie się prędzej czy 

później każde zrzeszenie gospodarcze. Prawidłowe postępo-

wanie z prezentami, zaproszeniami i innymi korzyściami należy 

więc siłą rzeczy do najważniejszych obszarów compliance w 

federacji. Kwestie wymagające rozstrzygnięcia należą jednak 

do tych bardziej złożonych, jako że różnorodna materia prawna 

(warto przytoczyć choćby kontrast między podejściem w prawie 

karnym antykorupcyjnym a w prawie podatkowym) naświetlana 

jest z różnej perspektywy (związku/pracowników/wręczających 

i przyjmujących)3.

Celem compliance dla zrzeszeń w tym aspekcie będzie zatem 

stworzenie transparentnych i jednoznacznych reguł postępo-

wania wraz z określeniem, jeśli okaże się to niezbędne, dokład-

nych granic wartości otrzymywanych korzyści, które to cezury 

pozwolą obiektywnie rozpoznać, jakie formy zachowania są 

(jeszcze) do przyjęcia, a od jakich zaczyna się naruszenie zasad. 

3. Ochrona danych
Przy wykonywaniu pracy na rzecz zrzeszenia osoby dzia-

łające w jego strukturach często miewają dostęp do pouf-

nych danych oraz tajemnic przedsiębiorstw członkowskich.  

Może tu chodzić zarówno o biznesowe know-how wysokiej war-

tości, jak i o informacje stanowiące wystarczającą podstawę do 

rozpoczęcia śledztw. Federacje przyjmują w takich wypadkach 

postawę odpowiadającą tajemnicy adwokackiej, w związku z 

czym zobowiązane są w szczególny sposób do zagwarantowania, 

że informacje te będą traktowane poufnie i chronione przed 

przedostaniem się na zewnątrz4.

4. Inne aspekty, w szczególności te związane 
z ochroną reputacji
W zależności od ukierunkowania danego zrzeszenia sporządzić 

można obszerną listę dalszych relewantnych punktów, włącza-

nych do systemów compliance ze wspólnego tytułu ochrony 

reputacji zrzeszenia. Należą do nich m.in. zobowiązanie do prze-

strzegania regulacji prawa pracy i uznanych międzynarodowo 

minimalnych standardów ochrony pracowników, potępianie 

pracy dzieci i wykorzystywania młodzieży do pracy, deklaracja 

przeciwdziałania dyskryminacji i wspierania równouprawnienia 

oraz przestrzeganie zasad etycznych i socjalnych, a także uczci-

wość w obrocie gospodarczym.

IV. Realizacja zasad compliance
Wprowadzając regulacje compliance zrzeszenia kierują się 

przede wszystkim doświadczeniami z funkcjonowania przed-

siębiorstw. Kodeks compliance, powstający zwykle z inicjatywy 

zarządu federacji omawiany jest na zgromadzeniach członkow-

skich, po czym przyjmowany w drodze uchwały w poczet jej 

wewnętrznego prawa, zwykle wraz z przynależnymi oświadcze-

niami o samozwiązaniu. Następnie nowe dyrektywy compliance 

często przedstawiane bywają opinii publicznej ze względu na 

korzystną rolę przy budowie reputacji zrzeszenia.

Wychodzące poza przedstawione ramy aktywne mechani-

zmy kontrole poparte regularnymi szkoleniami, powołaniem  

pracownika odpowiadającego za compliance oraz wewnętrz-

nym/zewnętrznym audytem należą raczej, jak wynika z dotych-

czasowych doświadczeń, do domeny większych, odpowiednio 

zamożnych federacji biznesowych. 

V. Przyszłość
Wraz z rosnącą wielkością i profesjonalizacją zrzeszeń uczest-

ników obrotu gospodarczego, coraz bardziej złożonymi powią-

zaniami prawa i gospodarki, jak i stałym lub wręcz rosnącym 

ryzykiem odpowiedzialności odszkodowawczej zrzeszeń, ich or-

ganów, pracowników i członków zyskiwaćć na znaczeniu będą 

również związane z tym kwestie compliance. Wiele związków 

przedsiębiorstw średniej wielkości już dzisiaj dysponuje regu-

łami lub dyrektywami postępowania lub wręcz podręcznikami 

compliance. Czynią to nie tylko ze względu na korzystny wpływ 

na autoprezentację, ale również z przyczyn minimalizacji ryzyka 

aktualizacji obowiązków odszkodowawczych. Przy uwzględ-

nieniu obecnego rozwoju wydaje się bardzo prawdopodobne, 

że kolejne zrzeszenia postarają się o własną regulację com-

pliance i że na niwie federacji systemy te będą coraz cześciej  

wielowarstwowe. 

Dr Dominik Wagner, LL.M.
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Summary

The introduction of compliance regulations in medium-sized business associations

The introduction of compliance regulations in medium-sized business associations reserves for several years no longer 

exclusively for the corporate practice, but is increasingly relevant for interest groups. One of the main reasons for this devel-

opment is the antitrust law, in particular because of the strict practice of antitrust fines by the German Federal Cartel Office. 

In addition, other areas such as anti-corruption and data protection constitute typical compliance areas. Last but not least 

is reputation protection. Prior to the introduction of a compliance system and associated regulations an association-specific 

risk analysis must be carried out, which allows adapting the measures really necessary. Many medium-sized organizations 

already now have their own compliance regulations. Taking into account the recent development, it is very likely that other 

organizations will follow suit with their own compliance regulations and compliance systems in association business sector 

will become generally more complex.
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Probleme bei der Ein- und Durchführung 
von Compliance-Programmen 
in einer polnischen Tochter-GmbH

1. Einführung
Compliance Management Systeme (CMS) werden in polnischen 

Tochtergesellschaften von internationalen Konzernen in der 

Praxis zumeist eingeführt, wenn sich die Konzernzentrale dazu 

entschließt, ein konzernweites CMS zu etablieren. In der Zentra-

le werden dann auch die für die polnische Tochtergesellschaft 

geltenden Compliance-Programme, die interne Struktur des 

CMS sowie die Art und Weise der Überwachung seiner Einhal-

tung festgelegt. Den Organen der polnischen Tochtergesell-

schaft kommt hingegen regelmäßig nur die Aufgabe zu, das 

durch die Konzernspitze konzipierte CMS an die Anforderungen 

des polnischen Rechts sowie an die örtlichen – kulturellen und 

wirtschaftlichen – Bedingungen anzupassen.

Wenn ein CMS konzernweit eingeführt wird, stellt sich gerade 

in mehrstufi gen Organisationsstrukturen, die aus mittelbar 

und unmittelbar abhängigen Gesellschaften bestehen, oft das 

Problem, wie die Einhaltung des CMS durch alle Gruppenge-

sellschaften abgesichert werden kann. In der Praxis ist es häu-

fi g notwendig, im Konzern eine zentrale Compliance-Stelle zu 

schaff en und diese mit der Befugnis auszustatten, Informatio-

nen und Erklärungen von den ausländischen Tochterunterneh-

men verlangen zu können. Oftmals wird auch jede abhängige 

Gesellschaft verpfl ichtet, periodische Compliance-Berichte zu 

erstatten, in welchen insbesondere jegliche Rechts- und Verhal-

tenskodexverstöße sowie alle compliance-relevanten Ereignisse 

zu melden sind. Die Berichterstattung betriff t demnach interne 

Angelegenheiten der Gesellschaften. 

Die Compliance-Berichte bereitet in der Tochtergesellschaft die 

für Compliance zuständige Person bzw. Stelle vor. Die Kommu-

nikationskanäle für Compliance-Angelegenheiten können zwar 

sehr unterschiedlich gestaltet werden, jedoch ist letztlich stets 

der Compliance Offi  cer der gesamten Unternehmensgruppe 

der Adressat solcher Berichte. Aus Sicht des polnischen Gesell-

schaftsrechts entsteht daher die Frage, in welchem Umfang 

und auf welcher Grundlage der Compliance Offi  cer der Gruppe 

Berichte über interne Angelegenheiten der Tochtergesellschaft 

anfordern kann und inwieweit die Tochtergesellschaft über-

haupt zur Weiterleitung von Informationen solcher Art an die 

Konzernzentrale befugt ist. 

2. Berichterstattung im Rahmen 
von Compliance-Systemen 
und das Gesetzbuch für 
Handelsgesellschaft en

a) Auskunftsrecht des Gesellschafters und 
Compliance-Berichterstattung in der Gruppe
Das Gesetzbuch für Handelsgesellschaften (Kodeks spółek 

handlowych, KSH)1 regelt in Art. 212 das sog. individuelle 

Kontrollrecht des Gesellschafters einer polnischen GmbH 

(Spółka z ograniczoną odpowiedzialnością, Sp. z o.o.). Auf dieser

Grundlage kann ein Gesellschafter von der Geschäftsfüh-

rung insbesondere Erklärungen – und zwar auch schriftliche2

– über alle Vorgänge in der Gesellschaft verlangen3.

Es stellt sich die Frage, ob die Pflicht, der Konzernspitze 

Informationen über die CMS-Umsetzung zu erteilen, also insb. 

die Pfl icht zur Compliance-Berichterstattung sowie die Pfl icht, 

Compliance-Verstöße zu melden, auf Art. 212 KSH gestützt wer-

den kann. Wie eine genauere Analyse dieser Vorschrift zeigt, 

kann sich dies in der Praxis als problematisch erweisen.

Erstens gewährt das KSH lediglich dem unmittelbaren Gesell-

schafter einer Sp. z o.o. ein Recht, Auskunft von der Geschäfts-

führung zu verlangen. Wenn aber die herrschende Gesellschaft 

(bzw. die Konzernspitze) unmittelbar keine Anteile an der Toch-

tergesellschaft hält, kann sie sich gegenüber der Geschäfts-

führung der Tochtergesellschaft auch nicht auf Art. 212 KSH 

berufen. Darüber hinaus stellt das Kontrollrecht aus Art. 212 KSH 

ein höchstpersönliches Recht dar, dessen Ausübung nicht auf 

einen Dritten übertragen werden darf4. Daher kann diejenige 

Gruppengesellschaft, die an der polnischen Tochtergesellschaft 

direkt Anteile hält, die Konzernspitze auch nicht dazu ermäch-

tigen, Compliance-Berichte unmittelbar von der polnischen 

Gesellschaft verlangen zu können. 

Zweitens kann die Auskunft gemäß Art. 212 KSH lediglich von 

der Geschäftsführung einer Sp. z o.o. verlangt werden. Das KSH 

sieht keine Berechtigung des Gesellschafters vor, Informationen 

unmittelbar von der zuständigen Organisationseinheit der Ge-

sellschaft einholen zu können. Demgegenüber wird im Rahmen 

von Compliance Management Systemen häufi g eine direkte 

Berichterstattung auf kurzem Wege zwischen dem Compliance-

Zuständigen der Tochtergesellschaft und der Compliance-

Abteilung der Konzernspitze praktiziert. 

Die dargestellten Einschränkungen, die mit dem Auskunfts-

recht aus Art. 212 KSH verbunden sind, führen dazu, dass 

diese Vorschrift in der Compliance-Konzernpraxis keinem der 

Beteiligten als sichere rechtliche Handlungsgrundlage dienen

kann. Art. 212 KSH verleiht nämlich weder der Konzernspit-

ze eine Berechtigung zur Einforderung von Berichten unmit-

telbar von den Compliance-Zuständigen in der polnischen 

Tochtergesellschaft, noch berechtigt er die Letzteren, die 

verfassten Berichte unmittelbar an die Zentrale zu leiten. 

1  Handelsgesellschaftsgesetz vom 15.09.2000 (Dz. U. nr 94, poz. 1037 ze zm.).
2  Vgl. A. Szumański (in:) S. Sołtysiński (Red.), Komentarz do Kodeksu spółek handlowych,
     Band 2, 2014, Art. 212 Rn. 29. 

3  A. Szumański (in:) S. Sołtysiński (Red.), Komentarz do Kodeksu spółek handlowych, 
    Band 2, 2014, Art. 212 Rn. 21.

4  Zulässig bleibt lediglich die Erteilung einer Berechtigung durch den Gesellschafter 
      gegenüber einer anderen Person gemeinsam mit ihm das Kontrollrecht des Gesellschafters
     aus Art. 212 § 1 k.s.h. auszuüben. Der Berechtigte kann dieses Recht jedoch nicht alleine, 
     unter Ausschluss des berechtigenden Gesellschafters wahrnehmen – so u.a. K. Strzelczyk

    (in:) T. Siemiątkowski, R. Potrzeszcz (Red.), Komentarz do kodeksu spółek handlowych.
    Tytuł III. Spółki kapitałowe. Dział I. Spółka z ograniczoną odpowiedzialnością, 2011, 
    Art. 212 Rn. 6; A. Szumański (in:) S. Sołtysiński (Red.), Komentarz do Kodeksu spółek 
     handlowych, Band 2, 2014, Art. 212 Rn. 25. 

Ein Informationsfl uss für Compliance-Angelegenheiten bleibt 

demnach in einer mehrschichtigen Konzernstruktur gem. 

Art. 212 KSH einzig über die ganze Kette, d.h. immer im 

Verhältnis zwischen der Geschäftsführung und dem unmittelba-

rem Gesellschafter zulässig. Es kann also länger dauern, bis der 

Bericht schließlich bei der Konzernspitze ankommt. Off en-

sichtlich wäre eine auf diese Weise verlaufende Compliance-

Berichterstattung nicht sehr praktikabel. 

Zugleich bildet Art. 212 KSH keine geeignete Rechtsgrundlage 

für die bereits erwähnte Praxis, Compliance-Berichte direkt an 

den Compliance-Offi  cer der ganzen Gruppe zu verschicken. 

Es erscheint zwar grundsätzlich zulässig, dass der Vorstand einer 

Tochtergesellschaft, die ihm unterstehende Compliance-Stelle 

zur Weitergabe von Berichten direkt „nach oben“ ermächtigt. 

Der Vorstand muss aber für eine entsprechende Inhaltskontrolle 

der Compliance-Berichte sorgen. Art. 212 § 2 KSH bestimmt 

nämlich, dass der Vorstand die Auskunft verweigern soll, wenn 

der Gesellschafter die erhaltenen Informationen entgegen den 

Gesellschaftsinteressen ausnutzen und die Gesellschaft dadurch 

in die Gefahr einer beträchtlichen Schädigung bringen könnte. 

In manchen Situationen ist gar von einer Verpfl ichtung des 

Vorstands auszugehen, ein Auskunftsersuchen abzulehnen, was 

sich aus der Pfl icht zur sorgfältigen Geschäftsführung der Gesell-

schaft ergibt. Der Vorstand einer Sp. z o.o. sollte demnach über-

prüfen, ob zusammen mit den intern verfassten Compliance-

Berichten keine potentiell zu Ungunsten der Gesellschaft 

Dr. Joanna Schubel, Julita Zimoch-Tuchołka



78 | DPJZ DPJZ | 79

verwendbaren Informationen an andere Gruppengesellschaf-

ten preisgegeben werden5. Die herrschende Gesellschaft muss 

daher stets damit rechnen, dass der Vorstand der Tochtergesell-

schaft in gewissen Situationen ein Auskunftsersuchen aus der 

Zentrale unter Berufung auf Art. 212 § 2 KSH ablehnen kann. 

b) Compliance-Berichterstattung im Rahmen 
des Weisungsrechts 
Gemäß Art. 207 KSH unterliegt die Geschäftsführung bei ihrer 

Tätigkeit für die Gesellschaft Einschränkungen, die sich aus 

dem KSH, dem Gesellschaftervertrag und, wenn dieser Vertrag 

nichts anderes bestimmt, aus Gesellschafterbeschlüssen erge-

ben können. In der polnischen Lehre wird seit Jahren darüber 

diskutiert, ob diese Regelung es erlaubt, dem Vorstand einer Sp. 

z o. o. bindende Weisungen in Bezug auf die Geschäftsführung 

der Gesellschaft zu erteilen. Unterdessen zeichnet sich aber in 

der Lehre eine herrschende Meinung ab, nach der einem Sp. z 

o. o.-Vorstand durch die Gesellschafterversammlung verbind-

liche Weisungen erteilt werden können6. Es ist gleichwohl zu 

unterstreichen, dass diese Frage noch nicht von der Rechtspre-

chung entschieden worden ist. Weiterhin ist zu betonen, dass 

ein Handeln auf Grundlage einer Gesellschafterweisung kei-

nesfalls automatisch die Vorstandsmitglieder von der Haftung 

gem. Art. 293 § 1 KSH gegenüber der Gesellschaft befreit. Im 

Gegenteil wird in der polnischen Lehre übereinstimmend be-

tont, dass ein Vorstandsmitglied nicht blind den Weisungen der 

Gesellschafter folgen dürfte, sondern dass ihm vielmehr eine 

Pfl icht zukomme, gesetzes- oder gesellschaftsvertragswidrige7

oder dem Interesse der Gesellschaft entgegenstehende8 

Anweisungen nicht auszuführen. 

Es stellt sich demnach die Frage, ob Compliance-Berichte auf 

Grundlage einer Gesellschafterweisung angefertigt und dem 

Compliance-Offi  cer der Unternehmensgruppe übersandt wer-

den können. In der Lehre wird darauf hingewiesen, dass sich 

Gesellschafterweisungen inhaltlich auf alle Aspekte der Gesell-

schaftsführung beziehen können9. Zweifellos wird auch ein CMS 

als Element der internen Organisation der Gesellschaft davon 

erfasst. Man müsste demnach davon ausgehen dürfen, dass 

eine solche Weisung auch eine Auskunftserteilung über die 

CMS-Durchführung bzw. über die Umsetzung des Compliance-

Programms in der Gesellschaft betreff en kann10. Es ist nämlich 

nicht möglich Weisungen an den Vorstand bezüglich des CMS 

5  Eine solche Situation kann sich auch in Konzernen ereignen, deren sämtliche Tochterge-
    sellschaften zu 100% dem Mutterunternehmen angehören. Wie sich nämlich aus unserer 
    Berufspraxis erweist, stehen Schwestergesellschaften manchmal de facto in einem Konkur-
      renzverhältnis zueinander. Dies kann der Fall sein, wenn z.B. zwei Tochtergesellschaften am
      Vertrieb desselben Produktes beteiligt sind. Das Durchdringen von Informationen aus dem 
     Compliance-Bericht, etwa über geplante Marketingmaßnahmen, zu einer konkurrierenden
   Schwestergesellschaft kann zu Verschiebung von Absätzen auf Kosten der berichter-
   stattenden Gesellschaft zum Vorteil der Schwester führen (oder zumindest eine solche 
     Befürchtung wecken). In solchen Fällen muss der Mutterkonzern mit der Ablehnung einer 
    Compliance-Berichterstattung unter Berufung auf Art. 212 § 2 KSH rechnen. 

6  Dafür sprachen sich u.a. aus: A. Szumański (in:) S. Sołtysiński (Red.), Komentarz do Kodeksu 
   spółek handlowych, Band 2, 2014, Art. 207 Rn 7; A. Opalski, A. Wiśniewski, W sprawie 
   autonomii zarządu spółki z o.o., Przegląd Prawa Handlowego 2005 Ausg. 1, S. 52 ff .; 
   J. Naworski (in:) T. Siemiątkowski, R. Potrzeszcz (Red.), Komentarz do kodeksu spółek
      handlowych. Tytuł III. Spółki kapitałowe. Dział I. Spółka z ograniczoną odpowiedzialnością, 
     2011, Art. 207 Rn. 9. Für die Unzulässigkeit der Erteilung von verbindlichen Handlungsan-
      weisungen an den Vorstand durch die Gesellschafter im Wege von sog. ad-hoc-Beschlüssen

      (ohne Rechtsgrundlage im Gesellschaftervertrag) argumentieren hingegen R. Pabis 
        (in:) J. Bieniak (Red.), Komentarz do Kodeksu spółek handlowych, 2012, Art. 207 Rn. 4 sowie
        J. Strzępka/E. Zielińska (in:) J. Strzępka (Red), Komentarz do Kodeksu spółek handlowych,
      2013, Art. 207 Rn 4. 

7     Auf diese Pfl icht der Vorstandsmitglieder wird durchgehend in der Literatur hingewiesen. 
         Vgl. z.B. Strzelczyk (in:) T. Siemiątkowski, R. Potrzeszcz (Red.), Komentarz do kodeksu spółek 
        handlowych. Tytuł III. Spółki kapitałowe. Dział I. Spółka z ograniczoną odpowiedzialnością,
      2011, Art. 293 Rn. 8.

8      Auf diese Pfl icht bei der Umsetzung von Gesellschafteranweisungen weist u.a A. Szumański
    (in:) S. Sołtysiński (Red.), Komentarz do Kodeksu spółek handlowych, Band 2, 2014, 
      Art. 207 Rn. 9 hin.

9    A. Szumański (in:) S. Sołtysiński (red.), Komentarz do Kodeksu spółek handlowych, 
      Band 2, 2014, Art. 207 Rn. 6.

10 So in der deutschen Literatur in Bezug auf den Umfang verbindlicher Anweisungen
      im Rahmen von Compliance M. Lutter, Konzernphilosophie vs. Konzernweite Compliance
   Und konzernweites Risikomanagement (in:) Festschrift für Wulf Goette zum 65. 
      Geburtstag, 2011, S. 293.

zu erteilen, ohne Informationen darüber zu erhalten, wie das 

vorgesehene System umgesetzt wird oder ob Verstöße gegen 

Compliance vorgekommen sind. 

Die Einführung einer Compliance-Berichterstattungspfl icht 

im Wege einer Gesellschafterweisung weckt jedoch ähnliche 

Zweifel, wie sie mit Blick auf Art. 212 KSH vorgestellt worden 

sind. Die Weisungsberechtigung aus Art. 207 KSH betrifft 

nämlich lediglich unmittelbar abhängige Gesellschaften (di-

rekte Tochtergesellschaften), weshalb die Konzernzentrale dem 

Sp. z o.o.-Vorstand auf dieser Grundlage keine Verpfl ichtung 

zur Berichterstattung auferlegen kann. Auch bei der Erfüllung 

von Gesellschafterweisungen bezüglich der Compliance-

Berichterstattung ist der Vorstand nicht von der Pfl icht befreit, 

zu überprüfen, ob die Weitergabe bestimmter Informationen 

eventuell gegen das Gesetz oder den Gesellschaftervertrag ver-

stößt. Der Vorstand muss überdies auch in diesem Fall sicherstel-

len, dass preisgegebene Informationen über die Gesellschaft nicht 

gegen deren Interessen verwendet werden. Ansonsten droht 

den Vorstandsmitgliedern die Haftung auf der Grundlage von 

Art. 293 § 1 KSH. Die Konzernspitze muss demnach damit rech-

nen, dass der Vorstand der Tochtergesellschaft unter Berufung 

auf die Pfl ichten gegenüber der eigenen Gesellschaft in gewis-

sen Situationen die verlangte Information verweigert. 

3. Zusammenfassung
Diese kurze Gegenüberstellung der Regelungen des polnischen 

Gesellschaftsrechts und wichtiger Aspekte der Compliance-

Praxis macht deutlich, dass es der polnischen Rechtsordnung 

an Instrumenten zur Unterstützung von konzernweiten Com-

pliance-Programmen fehlt. Dieser Umstand erschwert der 

Konzernspitze die Ein- und Durchführung eines gruppenweiten 

CMS. Genauso versetzt er Vorstände der polnischen Tochter-

gesellschaften in eine oftmals heikle Lage, da sie einerseits die 

im Konzern geltenden Compliance-Regeln zu erfüllen haben, 

andererseits jedoch keineswegs in den Genuss einer angemes-

senen Haftungsbefreiung gegenüber der von ihnen geführten 

Gesellschaft kommen. Es wäre demnach zu begrüßen, wenn 

sich der polnische Gesetzgeber zu einer klaren Regelung der 

Compliance-Berichterstattung entschließen könnte. An dieser 

Stelle lohnt ein Blick zurück ins Jahr 2010, als die Kodifi kations-

kommission des Zivilrechts den Entwurf für eine Novelle des 

polnischen Konzernrechts vorgestellt hat11. Die Konzernleitung 

sollte dabei u. a. durch ein Recht der herrschenden Gesellschaft 

erleichtert werden, Informationen von den abhängigen Gesell-

schaften verlangen zu können. Eine solche Regelung hätte auch 

die Zulässigkeit einer Informationsweitergabe im Rahmen von 

konzernweiten Compliance-Programmen geklärt. Mit diesem 

Vorschlag zeigte der polnische Gesetzgeber, dass er sich der 

Problematik der – zweifellos allgemein praktizierten – Bericht-

erstattung von der Tochtergesellschaft an die Konzernspitze 

unterdessen bewusst ist. Aus verschiedenen Gründen, auf die 

an dieser Stelle nicht weiter eingegangen werden kann, wurden 

allerdings 2011 die Arbeiten an diesem Kommissionsentwurf 

eingestellt. Es bleibt daher bisweilen keine andere Wahl, als bei 

der Schaff ung von Kommunikationskanälen zur Compliance-

Berichterstattung auf das bescheidene „Instrumentarium” des 

polnischen KSH in seiner aktuellen Fassung zurückzugreifen. 
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Problemy implementacji Compliance 
w polskiej spółce zależnej z o.o. 
na tle Kodeksu spółek handlowych 

1. Wstęp
Tzw. Systemy Zarządzania Compliance (ang. Compliance Mana-

gement Systems, „CMS”) są zazwyczaj wprowadzane w polskich 

spółkach należących do międzynarodowego koncernu wów-

czas, gdy decyzję o stworzeniu CMS w grupie podjęła centrala 

koncernu. To ona decyduje także w praktyce o treści programu 

Compliance obowiązującego polską spółkę, o wewnętrznej 

strukturze systemu CMS czy też o sposobie monitoringu prze-

strzegania Compliance. Organy polskiej spółki zależnej mają 

natomiast za zadanie dopasować stworzony w centrali CMS 

do wymogów prawa polskiego, a także do polskich realiów 

kulturowych i gospodarczych. 

W międzynarodowych koncernach, o wielopoziomowej orga-

nizacji obejmującej spółki bezpośrednio i pośrednio zależne, 

w praktyce koniecznym elementem zapewniającym przestrze-

ganie CMS w całej grupie jest utworzenie centralnej funkcji 

Compliance i przyznanie Compliance Offi  cer grupy prawa do 

żądania informacji i wyjaśnień od spółek zależnych, a także 

wprowadzenie dla poszczególnych spółek obowiązku sporzą-

dzania dla Compliance Offi  cer grupy okresowych raportów 

Compliance. W ramach takich raportów spółki mają zwykle w 

szczególności obowiązek zgłaszać wszelkie istotne naruszenia 

prawa / obowiązujących w koncernie procedur czy też wszelkie 

sprawy, jakie miały miejsce w spółce, a które mogą mieć zna-

czenie z punktu widzenia Compliance. Raporty te dotyczą więc 

wewnętrznych spraw spółki. 

Przygotowaniem takich raportów zajmuje się w spółce zależ-

nej osoba (jednostka) odpowiedzialna za Compliance. Kanały 

raportowania o Compliance mogą być różnie zorganizowa-

ne, ostatecznym adresatem raportów jest jednakże zawsze 

Compliance Offi  cer całej grupy. W związku z tym pojawia się 

pytanie, w jakim zakresie i na jakiej podstawie może on żądać 

raportów dotyczących wewnętrznych spraw spółki zależnej 

oraz na jakiej podstawie i w jakim zakresie spółka zależna może 

przekazywać centrali takie raporty. 

2. Raportowanie w ramach 
Compliance na tle Kodeksu 
spółek handlowych

a) Uprawnienia wspólnika spółki z o.o. 
do żądania informacji od zarządu 
a raporty Compliance w grupie
Kodeks spółek handlowych („ksh”)1 reguluje w art. 212 tzw. 

indywidualne prawo kontroli wspólnika spółki z o.o. W jego 

ramach wspólnik może w szczególności żądać od zarządu – tak-

że w formie pisemnej2 – wyjaśnień odnośnie wszystkich spraw 

dotyczących spółki3. Powstaje zatem pytanie, czy obowiązek 

udzielania (w formie raportów) informacji dotyczących imple-

mentacji CMS lub zaistniałych w spółce nadużyć może zostać 

oparty na art. 212 ksh. Jak pokazuje bliższa analiza tego przepisu 

prawa wiążą się z tym liczne problemy praktyczne. 

Po pierwsze ksh uprawnia jedynie bezpośredniego wspólnika 

sp. z o.o. do żądania informacji od zarządu. W sytuacji, gdy spół-

ka dominująca w koncernie nie posiada bezpośrednio udziałów 

w spółce zależnej, nie może żądać wyjaśnień na podstawie art. 

212 ksh. Co więcej, prawo kontroli z art. 212 ksh jest prawem 

indywidualnym o charakterze osobistym i nie może być cedo-

wane na inne osoby4. Zatem spółka, która jest wspólnikiem w 

polskiej spółce nie może upoważnić centrali do żądania rapor-

tów Compliance bezpośrednio od polskiej spółki.

 

Po drugie podmiotem, od którego można na podstawie art. 

212 ksh żądać wyjaśnień jest wyłącznie zarząd spółki. Ksh nie 

przewiduje uprawnienia wspólnika do żądania informacji bez-

pośrednio od wewnętrznych jednostek organizacyjnych spółki. 

W ramach CMS jest zaś częstą praktyką przyjmowanie bezpo-

średniego kanału raportowania między działem Compliance 

spółki zależnej a działem Compliance centrali. 

Powyżej opisane ograniczenia związane z prawem żądania 

informacji na podstawie art. 212 ksh powodują, że ten przepis 

prawa w praktyce Compliance koncernowego nie daje żadnej ze 

stron – ani tej żądającej informacji ani tej sporządzającej raporty 

Compliance – jasnej podstawy prawnej dla ich działań. Art. 

212 ksh nie daje bowiem osobie (jednostce) odpowiedzialnej 

za Compliance w całej grupie uprawnienia do żądania bezpo-

średnio od jednostki odpowiedzialnej za Compliance w polskiej 

spółce zależnej raportów, a ta ostatnia jednostka nie jest z ko-

lei uprawniona do przekazywania raportów bezpośrednio do 

centrali. W wielopoziomowej strukturze koncernowej na pod-

stawie art. 212 ksh jedyną dopuszczalną drogą raportowania 

byłoby bowiem przekazywanie takich raportów „w łańcuchu”, 

tj. przez spółkę zależną do jej wspólnika – spółki położonej 

o szczebel wyżej w koncernie, itd., aż raport przejdzie przez 

wszystkie szczeble koncernu do centrali. Oczywistym jest, że 

taki sposób raportowania o Compliance byłby mało praktyczny. 

Art. 212 ksh nie przystaje także do wspomnianej powyżej prak-

tyki przesyłania raportów bezpośrednio między Compliance 

Ofi cerami. Wydaje się wprawdzie, że co do zasady zarząd spółki 

zależnej mógłby upoważnić podległą mu jednostkę do bez-

pośredniego przekazywania raportów „wyżej”, musi jednakże 

zapewnić odpowiednią kontrolę treści raportów Compliance. 

Art. 212 § 2 ksh stanowi bowiem, że zarząd może odmówić 

udzielenia informacji w sytuacji, jeżeli istnieje uzasadniona oba-

wa, że wspólnik wykorzysta je w celach sprzecznych z interesem 

spółki i przez to wyrządzi spółce znaczną szkodę. Co więcej, 

taki obowiązek zarządu odmowy udzielenia informacji w okre-

ślonych sytuacjach można wyprowadzić z ogólnych zasad, które 

nakładają na zarząd obowiązek starannego (profesjonalnego) 

prowadzenia spraw spółki. Zarząd sp. z o.o. powinien zatem 

kontrolować, czy w ramach sporządzanych w jego spółce rapor-

tów Compliance nie są przekazywane do innych spółek grupy 

takie informacje, które mogłyby zostać wykorzystane na nieko-

rzyść spółki5. Spółka dominująca musi zatem liczyć się z tym, że 

zarząd spółki zależnej może w pewnych sytuacjach odmówić jej 

udzielenia informacji powołując się na art. 212 § 2 ksh. 

b) Raportowanie Compliance w ramach prawa 
wspólnika do wydawania poleceń 
zarządowi sp. z o.o.
Zgodnie z art. 207 ksh członkowie zarządu podlegają wobec 

spółki ograniczeniom ustanowionym w przepisach ksh, w 

umowie spółki oraz, jeżeli umowa spółki nie stanowi inaczej, 

w uchwałach wspólników. W polskiej doktrynie od lat dyskuto-

wane jest zagadnienie, czy przepis ten oznacza dopuszczalność 

wydawania przez wspólników wiążących poleceń zarządowi 

odnośnie prowadzenia spraw spółki. Po latach dyskusji obec-

nie można już mówić o wypracowaniu w doktrynie większo-

ściowego poglądu, zgodnie z którym w spółce z o.o. zarząd 

jest związany poleceniami wydawanymi przez zgromadzenie 

wspólników6. Pragniemy jednak zastrzec, że zagadnienie to nie 

zostało dotychczas rozstrzygnięte w orzecznictwie sądowym. 

Ponadto należy podkreślić, że działanie zarządu na podstawie 

polecenia wydanego przez wspólnika bynajmniej nie zwalnia 

członka zarządu automatycznie z odpowiedzialności odszkodo-

wawczej wobec spółki uregulowanej w art. 293 § 1 ksh. Prze-

ciwnie, w polskiej doktrynie zgodnie podkreśla się, że członek 

zarządu nie może bezkrytycznie wykonywać poleceń, lecz ma 

obowiązek odmowy wykonania polecenia wspólnika, które by-

łoby sprzeczne z ustawą, umową spółki7 lub z interesem spółki8. 

Powstaje pytanie, czy raporty Compliance mogą być sporzą-
dzane przez spółkę zależną i przekazywane do Compliance 
Offi  cer grupy w wykonaniu polecenia zgromadzenia wspólników. 
W doktrynie wskazuje się, że polecenia mogą dotyczyć wszyst-
kich spraw mieszczących się w pojęciu prowadzenia spraw 
spółki9. Niewątpliwie CMS jako element organizacji wewnętrz-
nej spółki mieści się w zakresie prowadzenia spraw spółki. 

CMS

1  Ustawa z 15.09.2000 r. – Kodeks spółek handlowych (Dz. U. nr 94, poz. 1037 ze zm.).

2  Por. A. Szumański (w:) S. Sołtysiński (red.), Komentarz do Kodeksu spółek handlowych, 
     tom 2, 2014 r., art. 212 nb. 29. 

3 A. Szumański (w:) S. Sołtysiński (red.), Komentarz do Kodeksu spółek handlowych, 
     tom 2, 2014 r., art. 212 nb. 21.

4  Dopuszczalne jest jedynie upoważnienie przez wspólnika innej osoby do wspólnego
       wykonywania z nim prawa kontroli z art. 212 § 1 ksh. Upoważniona osoba nie może jednak 
    wykonywać tego prawa samodzielnie, bez udziału wspólnika – tak m.in. K. Strzelczyk
    (w:) T. Siemiątkowski, R. Potrzeszcz (red.), Komentarz do kodeksu spółek handlowych.
     Tytuł III. Spółki kapitałowe. Dział I. Spółka z ograniczoną odpowiedzialnością, 2011 r., 
    art. 212 nb. 6; A. Szumański (w:) S. Sołtysiński (red.), Komentarz do Kodeksu spółek
     handlowych, tom 2, 2014 r., art. 212 nb. 25.  

5   Taka sytuacja może mieć miejsce także w koncernach, w których wszystkie spółki zależne w
  100 % należą do koncernu. Jak bowiem pokazuje nasza praktyka zawodowa, zdarzają się 
   sytuacja, w których poszczególne spółki koncernu są względem siebie de facto konku-
    rentami. Np. wtedy, gdy z jakiś względów dwie spółki koncernu zajmują się dystrybucją 
     tego samego produktu. Wówczas uzyskanie określonych informacji z raportu Compliance
     dotyczących planowanych działań marketingowych przez „konkurencyjną” spółkę-siostrę 
    może prowadzić (a co najmniej rodzi obawę) zmniejszenia się sprzedaży w spółce, której
   raport dotyczy, na rzecz spółki-siostry. W takiej sytuacji spółka dominująca musi liczyć
     się z tym, że zarząd spółki zależnej może odmówić udzielenia takich informacji powołując
     się na art. 212 § 2 ksh. 

6  Za tym poglądem opowiedzieli się m.in. A. Szumański (w:) S. Sołtysiński (red.), Komentarz
   do Kodeksu spółek handlowych, tom 2, 2014 r., art. 207 nb 7; A. Opalski, A. Wiśniewski,
    W sprawie autonomii zarządu spółki z o.o., Przegląd Prawa Handlowego 2005 nr 1, s. 52 
    i n.; J. Naworski (w:) T. Siemiątkowski, R. Potrzeszcz (red.), Komentarz do kodeksu spółek  
       handlowych. Tytuł III. Spółki kapitałowe. Dział I. Spółka z ograniczoną odpowiedzialnością,

    2011 r., art. 207 nb. 9. Za niedopuszczalne wydawanie zarządowi przez wspólników
    wiążących poleceń w formie tzw. uchwał ad hoc (bez upoważnienia w umowie spółki) 
    uznają natomiast nadal R. Pabis (w:) J. Bieniak (red.), Komentarz do Kodeksu spółek
    handlowych, 2012 r., art. 207 nb. 4 oraz J. Strzępka/E. Zielińska (w:) J. Strzępka (red), 
     Komentarz do Kodeksu spółek handlowych, 2013 r., art. 207 nb. 4.  

7  Na ten obowiązek członków zarządu wskazuje się powszechnie w doktrynie. Por. tylko
   Strzelczyk (w:) T. Siemiątkowski, R. Potrzeszcz (red.), Komentarz do kodeksu spółek 
       handlowych. Tytuł III. Spółki kapitałowe. Dział I. Spółka z ograniczoną odpowiedzialnością,
     2011 r., art. 293 nb. 8.

8  Na ten obowiązek przy wykonywaniu poleceń wspólników wskazuje m. in. A. Szumański 
     (w:) S. Sołtysiński (red.), Komentarz do Kodeksu spółek handlowych, tom 2, 2014 r., 
     art. 207 nb. 9.

9  A. Szumański (w:) S. Sołtysiński (red.), Komentarz do Kodeksu spółek handlowych, 
     tom 2, 2014 r., art. 207 nb 6.
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Konsekwentnie należy zatem uznać, że w tym zakresie mieści
się także żądania informacji odnośnie implementacji CMS czy 
wykonywania Compliance w spółce10. Nie można bowiem 
skutecznie wydawać poleceń odnośnie CMS bez informacji 
o tym, jak ten system jest implementowany lub czy mają miejsce 
jakieś naruszenia dotyczące Compliance. 

Jednak i tak wprowadzenie obowiązku sporządzania raportów 
Compliance w grupie w formie poleceń wydawanych zarządowi 
przez wspólnika wiąże się z podobnymi wątpliwościami, które 
zostały omówione powyżej odnośnie art. 212 ksh. Uprawnienie 
z art. 207 ksh dotyczy bowiem tylko spółki bezpośrednio zależ-
nej, a więc sama centrala nie może na tej podstawie zobowiązać 
zarządu sp. z o.o. do raportowania. Także wykonując polecenie 
zgromadzenia wspólników odnośnie raportowania Compliance 
zarząd nie jest zwolniony z obowiązku sprawdzenia, czy prze-
kazywanie określonych danych nie jest niezgodne z przepi-
sami prawa i umową spółki; ma także obowiązek zapewnić, 
aby informacje o spółce nie zostały wykorzystane sprzecznie z 
jej interesem. W przeciwnym razie członkowie zarządu spółki 
zależnej mogą zostać w przyszłości pociągnięci do odpowie-
dzialności odszkodowawczej na podstawie art. 293 § 1 ksh. 
Spółka dominująca musi w związku z tym liczyć się z tym, że 
w pewnych sytuacjach zarząd spółki zależnej może odmówić 
jej ujawnienia określonych informacji w raporcie Compliance 
powołując się na swoje obowiązki wobec spółki zależnej. 

3. Podsumowanie
Powyższa krótka konfrontacja norm polskiego prawa spółek z 

praktyką Compliance pokazuje, że brak jest w polskim prawie 

instrumentów wspomagających implementację Compliance w 

koncernie. Utrudnia to spółce dominującej zapewnienie właści-

wego działania CMS w całej grupie. Stawia także w trudnej sytu-

acji zarządy spółek zależnych, które z jednej strony muszą wyko-

nywać przyjęte w koncernie zasady Compliance, z drugiej jednak 

strony ponoszą ryzyko odpowiedzialności odszkodowawczej 

wobec własnej spółki. Należy w związku z tym postulować, aby 

polski ustawodawca wyprowadził raportowanie Compliance w 

koncernie z „szarej strefy”. Warto w tym miejscu przypomnieć o 

projekcie nowelizacji ksh, jaki w 2010 r. przygotowała Komisja 

Kodyfi kacyjna Prawa Cywilnego11. Projekt ten dotyczył zmiany 

prawa grup spółek i przewidywał dla spółki dominującej m. in.

prawo do żądania od spółki zależnej informacji (art. 212 § 1 

projektu). Taka regulacja niewątpliwie ułatwiłaby raportowanie 

Compliance w koncernie. Pomysł ten pokazuje także, że polski

ustawodawca zdaje sobie sprawę z problemów, z jakimi się 

związane jest – powszechne przecież w praktyce – raportowa-

nie przez spółki zależne bezpośrednio do centrali. Prace nad 

wspomnianym projektem zostały jednakże – z różnych przyczyn, 

których nie miejsce tu analizować – zawieszone w 2011 r. Na razie 

więc pozostaje korzystanie ze skromnego „instrumentarium” 

ksh przy tworzeniu kanałów raportowania Compliance. 

10   Tak w literaturze niemieckiej odnośnie zakresu wiążących poleceń w ramach compliance
       M. Lutter, Konzernphilosophie vs. Konzernweite Compliance Und konzernweites Risiko-
       management (w:) Festschrift für Wulf Goette zum 65. Geburtstag, 2011 r., s. 293. 

11  Projekt nowelizacji ksh Komisji Kodyfi kacyjnej Prawa Cywilnego z 22.03.2010 r. został
        zamieszczony na stronie internetowej http://bip.ms.gov.pl/pl/projekty-aktow-prawnych
      /prawo-gospodarcze/.
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Summary

Compliance Implementation Problems in a Polish Subsidiary Limited Liability Company in view of the Code 
of Commercial Companies.

Compliance Management Systems are usually introduced in Polish subsidiaries of multinational corporations based on deci-
sions of their head offi  ces.  The head offi  ce also decides about details of such program and requires the subsidiary to report 
on Compliance program implementation and any breach of the Compliance Program.  A question is whether the Polish 
corporate law provides for appropriate legal instruments that could be a basis for drawing up and submitting such reports.  
As this article argues, it is doubtful whether it is possible to exercise a limited liability shareholder‘s general right of control 
over the company for that purpose.  Also, reporting on the basis of instructions given by a shareholder to the management 
involves certain legal doubts.  Therefore, proposals should be put forward for the Polish law makers to introduce instruments 
into Polish corporate law to facilitate Compliance reporting in corporations.
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